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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 1 
Änderung des Gebührenanspruchsgesetzes 

III. Abschnitt III. Abschnitt 
Sachverständige Sachverständige 

Ärzte Ärzte 
§ 43. (1) Die Gebühr für Mühewaltung beträgt § 43. (1) Die Gebühr für Mühewaltung beträgt 

 1. für die Untersuchung samt Befund und Gutachten  1. für die Untersuchung samt Befund und Gutachten 
 a) bis c) ...  a) bis c) ... 
 d) bei einer besonders zeitaufwändigen körperlichen, 

neurologischen, psychiatrischen Untersuchung oder einer 
Untersuchung zur Beurteilung, ob eine psychisch kranke 
Person ohne Gefahr in anderer Weise als durch 
Unterbringung in einer Anstalt behandelt oder betreut 
werden kann, je mit eingehender Begründung des 
Gutachtens  .......................................................  ............... 116,20 Euro; 

 d) bei einer besonders zeitaufwändigen körperlichen, 
neurologischen, psychiatrischen Untersuchung oder einer 
Untersuchung zur Beurteilung, ob eine psychisch kranke 
Person ohne Gefahr in anderer Weise als durch 
Unterbringung in einer psychiatrischen Abteilung oder 
durch strafrechtliche Unterbringung behandelt oder 
betreut werden kann, je mit eingehender Begründung des 
Gutachtens  .......................................................  ............... 116,20 Euro; 

 e) bei einer besonders zeitaufwändigen körperlichen, 
neurologischen, psychiatrischen Untersuchung oder einer 
Untersuchung zur Beurteilung, ob eine psychisch kranke 
Person ohne Gefahr in anderer Weise als durch 
Unterbringung in einer Anstalt behandelt oder betreut 
werden kann, je mit besonders eingehender, sich mit 
widersprüchlichen Ergebnissen von Befundaufnahmen 
ausführlich auseinandersetzender oder besonders 
ausführlicher und außergewöhnliche Kenntnisse auf dem 
Fachgebiet des Sachverständigen voraussetzender 

 e) bei einer besonders zeitaufwändigen körperlichen, 
neurologischen, psychiatrischen Untersuchung oder einer 
Untersuchung zur Beurteilung, ob eine psychisch kranke 
Person ohne Gefahr in anderer Weise als durch 
Unterbringung in einer psychiatrischen Abteilung oder 
durch strafrechtliche Unterbringung behandelt oder 
betreut werden kann, je mit besonders eingehender, sich 
mit widersprüchlichen Ergebnissen von 
Befundaufnahmen ausführlich auseinandersetzender oder 
besonders ausführlicher und außergewöhnliche 
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Begründung des Gutachtens  ............................  ................ 195,40 Euro Kenntnisse auf dem Fachgebiet des Sachverständigen 

voraussetzender Begründung des Gutachtens  .  ................ 195,40 Euro 
 2. bis 13. ...  2. bis 13. ... 
 (1a) Mit Ausnahme von Arbeitsrechtssachen nach § 50 Abs. 2 ASGG und 

Sozialrechtssachen nach § 65 ASGG kann anstelle der in Abs. 1 Z 1 Buchstaben d 
und e festgesetzten Gebühren die Gebühr für Mühewaltung bei einer besonders 
zeitaufwändigen psychiatrischen Untersuchung samt Befund und Gut-achten oder 
einer Untersuchung samt Befund und Gutachten zur Beurteilung, ob eine psychisch 
kranke Person ohne Gefahr in anderer Weise als durch Unterbringung in einer 
psychiatrischen Abteilung oder durch strafrechtliche Unterbringung behandelt 
oder betreut werden kann, nach der für die Untersuchung samt Befund und 
Gutachten aufgewendeten Zeit angesprochen werden, wobei die Gebühr für jede, 
wenn auch nur begonnene Stunde 110 € beträgt. 

(2) ... (2) ... 

VIII. ABSCHNITT VIII. ABSCHNITT 
Sch lußbest immungen  Sch lußbest immungen  

Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen ab 1. Juli 2019 Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen ab 1. Juli 2019 
§ 69a. (1) und (2) ... § 69a. (1) und (2) ... 

 (3) § 43 Abs. 1 Z 1 lit. d und e und Abs. 1a in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xxx/2020 tritt mit 1. Jänner 2021 in Kraft und ist auf die Gebühren für 
alle Tätigkeiten anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2020 begonnen worden 
sind. 
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Artikel 2 
Änderung des Gerichtsorganisationsgesetzes 

Zweiter Unterabschnitt Zweiter Unterabschnitt 
Gerichtspersonen Gerichtspersonen 

Fünfter Abschnitt. Fünfter Abschnitt. 
Behandlung der Geschäfte bei den Gerichten. Behandlung der Geschäfte bei den Gerichten. 

Qualifikation von Sachverständigen, Dolmetscherinnen und Dolmetschern Auswahl von Sachverständigen, Dolmetscherinnen und Dolmetschern 
§ 86. Die vom Gericht beigezogenen Sachverständigen, Dolmetscherinnen 

oder Dolmetscher haben zu Beginn ihrer Tätigkeit im Verfahren ihre Ausbildung 
und Qualifikation kurz darzulegen; bei allgemein beeideten und gerichtlich 
zertifizierten Sachverständigen, Dolmetscherinnen oder Dolmetschern genügt der 
Hinweis auf die aufrechte Zertifizierung (§ 1 SDG). 

§ 86. (1) Als Sachverständige, Dolmetscherinnen und Dolmetscher sind 
vorrangig Personen zu bestellen, die in die Gerichtssachverständigen- und 
Gerichtsdolmetscherliste (§ 2 Abs. 1 SDG) eingetragen sind, bei Dolmetsche-
rinnen und Dolmetschern vorrangig eine von der Justizbetreuungsagentur zur 
Verfügung gestellte geeignete Person. 

 (2) Unter der Voraussetzung, dass eine in Abs. 1 genannte Person nicht oder 
nicht rechtzeitig zur Verfügung steht, kann auch eine andere geeignete Person 
bestellt werden. Diesfalls hat die betreffende Person vor oder gegebenenfalls mit 
dem Beginn ihrer Tätigkeit im Verfahren ihre Ausbildung und Qualifikation 
darzulegen und ihre Vertrauenswürdigkeit nachzuweisen; von einem Nachweis der 
Vertrauenswürdigkeit kann nur dann abgesehen werden, wenn dies aufgrund der 
Besonderheiten der Verfahrensart und der konkreten Umstände des Tätigwerdens 
ausnahmsweise nicht erforderlich erscheint. Bei fehlender Qualifikation oder 
unzureichendem Nachweis der Vertrauenswürdigkeit ist von einer Bestellung 
Abstand zu nehmen. 

 (3) Bei den in Abs. 1 genannten Personen genügt der Hinweis auf die 
aufrechte Zertifizierung (§ 1 SDG) oder die Bereitstellung durch die 
Justizbetreuungsagentur. 
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Elektronische Eingaben und Erledigungen (elektronischer Rechtsverkehr) Elektronische Eingaben und Erledigungen (elektronischer Rechtsverkehr) 

§ 89c. (1) bis (5) ... § 89c. (1) bis (5) ... 
(5a) Sachverständige sowie Dolmetscherinnen und Dolmetscher sind nach 

Maßgabe der technischen Möglichkeiten, insbesondere zum Zweck der 
Übermittlung von Gutachten oder Übersetzungen, zur Teilnahme am 
elektronischen Rechtsverkehr (§ 89a) verpflichtet. Diese Verpflichtung entfällt, 
wenn die Teilnahme am elektronischen Rechtsverkehr für die Sachverständige 
oder den Sachverständigen oder die Dolmetscherin oder den Dolmetscher im 
Einzelfall nicht zumutbar ist; dies ist insbesondere dann der Fall, wenn sie mit 
einem unverhältnismäßigen Aufwand für die Sachverständige oder den 
Sachverständigen oder die Dolmetscherin oder den Dolmetscher verbunden wäre, 
etwa im Hinblick auf die geringe Zahl an Bestellungen. Von der Nutzung des 
elektronischen Rechtsverkehrs kann abgesehen werden, wenn diese im Einzelfall, 
insbesondere im Hinblick auf den Gutachtensgegenstand oder die Verwertbarkeit 
des Gutachtens, untunlich ist. 

(5a) Sachverständige sowie Dolmetscherinnen und Dolmetscher sind nach 
Maßgabe der technischen Möglichkeiten, insbesondere zum Zweck der 
Übermittlung von Gutachten oder Übersetzungen, zur Teilnahme am 
elektronischen Rechtsverkehr (§ 89a) verpflichtet. Diese Verpflichtung entfällt, 
wenn die Teilnahme am elektronischen Rechtsverkehr für die Sachverständige 
oder den Sachverständigen oder die Dolmetscherin oder den Dolmetscher im 
Einzelfall nicht zumutbar ist; dies ist insbesondere dann der Fall, wenn sie mit 
einem unverhältnismäßigen Aufwand für die Sachverständige oder den 
Sachverständigen oder die Dolmetscherin oder den Dolmetscher verbunden wäre, 
etwa im Hinblick auf die geringe Zahl an Bestellungen. Von der Nutzung des 
elektronischen Rechtsverkehrs kann abgesehen werden, wenn diese im Einzelfall, 
insbesondere im Hinblick auf den Gutachtensgegenstand oder die Verwertbarkeit 
des Gutachtens, untunlich ist. Für im elektronischen Rechtsverkehr übermittelte 
Gutachten oder Übersetzungen entfällt das Erfordernis der Unterfertigung. 

(6) ... (6) ... 

Sechster Abschnitt. Sechster Abschnitt. 
§. 98. §. 98. 

(1) bis (27) ... (1) bis (27) ... 
 (28) § 86 samt Überschrift und § 89c Abs. 5a in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2020 treten mit 1. Jänner 2021 in Kraft. 



  6 von 38 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 3 
Änderung des Sachverständigen- und Dolmetschergesetzes 

II. Abschnitt II. Abschnitt 
Allgemein beeidete und gerichtlich zertifizierte Sachverständige Allgemein beeidete und gerichtlich zertifizierte Sachverständige 

Befristung des Eintrags Befristung des Eintrags 
§ 6. (1) und (2) ... § 6. (1) und (2) ... 
(3) Im Antrag sind die gerichtlichen Verfahren, in denen der oder die 

Sachverständige seit der Eintragung, bei häufiger Heranziehung in einem 
maßgeblichen Zeitraum unmittelbar vor der Antragstellung, tätig geworden ist, mit 
Aktenzeichen und Gericht anzuführen. Weiters hat der Antrag einen Hinweis auf 
die absolvierten Fortbildungsaktivitäten zu enthalten. Ist die Eignung der oder des 
Sachverständigen dem Entscheidungsorgan nicht ohnehin – besonders wegen der 
häufigen Heranziehung in Gerichtsverfahren – bekannt, so sind Kopien des 
Antrags zur Erhebung von Stichproben Leitern von Gerichtsabteilungen, denen die 
von der oder dem Sachverständigen angeführten Verfahren zur Erledigung 
zugewiesen sind oder waren, zur schriftlichen Stellungnahme über die Eignung der 
oder des Sachverständigen, besonders zur Äußerung über die Sorgfalt der 
Befundaufnahme, über die Rechtzeitigkeit der Gutachtenserstattung sowie über die 
Schlüssigkeit, die Nachvollziehbarkeit und den richtigen Aufbau der Gutachten, zu 
übermitteln. Das Entscheidungsorgan hat auf Grund der vorgelegten Berichte und 
der Nachweise über die Fortbildung die weitere Eignung der oder des 
Sachverständigen zu prüfen. Für diese Prüfung, die jedenfalls auch eine 
Überprüfung der Vertrauenswürdigkeit (§ 2 Abs. 2 Z 1 lit. e) der oder des 
Sachverständigen zu umfassen hat, kann das Entscheidungsorgan weitere 
Ermittlungen anstellen und eine begründete Stellungnahme der Kommission (§ 4a) 
oder eine Äußerung eines qualifizierten Mitglieds dieser Kommission einholen. 

(3) Im Antrag sind die gerichtlichen Verfahren, in denen der oder die 
Sachverständige seit der Eintragung, bei häufiger Heranziehung in einem 
maßgeblichen Zeitraum unmittelbar vor der Antragstellung, tätig geworden ist, mit 
Aktenzeichen und Gericht anzuführen. Weiters hat der Antrag einen Hinweis auf 
die absolvierten Fortbildungsaktivitäten zu enthalten. Ist die Eignung der oder des 
Sachverständigen dem Entscheidungsorgan nicht ohnehin – besonders wegen der 
häufigen Heranziehung in Gerichtsverfahren – bekannt, so sind Kopien des 
Antrags zur Erhebung von Stichproben Leitern von Gerichtsabteilungen, denen die 
von der oder dem Sachverständigen angeführten Verfahren zur Erledigung 
zugewiesen sind oder waren, zur schriftlichen Stellungnahme über die Eignung der 
oder des Sachverständigen, besonders zur Äußerung über die Sorgfalt der 
Befundaufnahme, über die Rechtzeitigkeit der Gutachtenserstattung sowie über die 
Schlüssigkeit, die Nachvollziehbarkeit und den richtigen Aufbau der Gutachten, zu 
übermitteln. Das Entscheidungsorgan hat auf Grund der vorgelegten Berichte und 
der Nachweise über die Fortbildung die weitere Eignung der oder des 
Sachverständigen zu prüfen. Für diese Prüfung, die jedenfalls auch eine 
Überprüfung der Vertrauenswürdigkeit (§ 2 Abs. 2 Z 1 lit. e) der oder des 
Sachverständigen zu umfassen hat, kann das Entscheidungsorgan weitere 
Ermittlungen anstellen und eine begründete Stellungnahme der Kommission (§ 4a) 
oder eine Äußerung eines qualifizierten Mitglieds dieser Kommission einholen. 
Von der Möglichkeit der Einholung einer solchen begründeten Stellungnahme oder 
Äußerung ist insbesondere dann Gebrauch zu machen, wenn die weitere Eignung 
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der oder des Sachverständigen auf der Grundlage der vorhandenen Informationen 
und Unterlagen nicht verlässlich beurteilt werden kann. 

(4) ... (4) ... 
 Erlassung von Qualitätsstandards und -leitlinien 
 § 8a. (1) Die Sachverständigen haben bei der Erstattung von Befund und 

Gutachten entsprechend den Regeln und dem Stand ihrer Wissenschaft oder Kunst, 
ihres Gewerbes oder der Technik vorzugehen und diese einzuhalten. 

(2) Die gesetzlichen beruflichen Interessenvertretungen können 
Qualitätsstandards für die Erstattung von Befund und Gutachten insbesondere in 
gerichtlichen Verfahren und Ermittlungsverfahren der Staatsanwaltschaft für den 
jeweiligen fachlichen Bereich erarbeiten. Solche Qualitätsstandards können auch 
von Vereinigungen, die sich die Wahrnehmung der Belange von Angehörigen der 
jeweiligen Berufsgruppe zur Aufgabe gemacht haben und denen zumindest 75 % 
der für das oder die von den Qualitätsstandards umfassten Fachgebiete in die 
Gerichtssachverständigen- und Gerichtsdolmetscherliste eingetragenen Personen 
als Mitglieder angehören, erstellt werden.  

(3) Qualitätsstandards nach Abs. 2 können von dem Bundesminister, in dessen 
Wirkungsbereich das jeweilige Sachgebiet nach dem Bundesministeriengesetz 
1986 fällt, als Qualitätsleitlinien erlassen oder als Orientierungshilfe empfohlen 
werden. Der Hauptverband der Gerichtssachverständigen hat die von einem 
Bundesminister erlassenen Qualitätsleitlinien oder empfohlenen 
Qualitätsstandards auf seiner Website zu veröffentlichen und dort dauerhaft 
bereitzustellen. 

III. Abschnitt III. Abschnitt 
Allgemein beeidete und gerichtlich zertifizierte Dolmetscher Allgemein beeidete und gerichtlich zertifizierte Dolmetscher 

Sinngemäße Anwendung von Bestimmungen über die allgemein beeideten 
und gerichtlich zertifizierten Sachverständigen 

Sinngemäße Anwendung von Bestimmungen über die allgemein beeideten 
und gerichtlich zertifizierten Sachverständigen 

§ 14. Für den Dolmetscher gilt der II. Abschnitt mit Ausnahme des § 2 Abs. 2 
Z 1 Buchstaben b, f und i sowie des § 2a mit den Besonderheiten sinngemäß, 

§ 14. Für den Dolmetscher gilt der II. Abschnitt mit Ausnahme des § 2 Abs. 2 
Z 1 Buchstaben b, f und i sowie des § 2a mit den Besonderheiten sinngemäß, 
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 1. daß der Bewerber eine fünfjährige Übersetzer- und Dolmetschertätigkeit 

unmittelbar vor der Eintragung nachzuweisen hat; eine zweijährige 
Tätigkeit solcher Art genügt, wenn der Bewerber an einer Universität ein 
Studium der Translationswissenschaft mit einem Arbeitsaufwand von 
zumindest 240 ECTS-Anrechnungspunkten (§ 51 Abs. 2 Z 26 
Universitätsgesetz 2002) zurückgelegt und mit einem akademischen Grad 
abgeschlossen oder ein gleichwertiges ausländisches Studium absolviert 
hat; 

 1. dass der Bewerber eine dreijährige Übersetzer- und Dolmetschertätigkeit 
in den letzten fünf Jahren vor der Eintragung nachzuweisen hat; eine 
einjährige Tätigkeit solcher Art in den letzten drei Jahren vor der 
Eintragung genügt, wenn der Bewerber an einer Universität ein Studium 
der Translationswissenschaft mit einem Arbeitsaufwand von zumindest 
240 ECTS-Anrechnungspunkten (§ 54 Abs. 2 Universitätsgesetz 2002) 
zurückgelegt und mit einem akademischen Grad abgeschlossen oder ein 
gleichwertiges ausländisches Studium absolviert hat; der Absolvierung 
eines solchen Studiums insofern gleichgestellt ist der positive Abschluss 
eines Universitätslehrgangs mit einem Arbeitsaufwand von zumindest 60 
ECTS-Anrechnungspunkten, der seinem Inhalt nach schwerpunktmäßig 
Kenntnisse im Bereich des Dolmetschens für Gerichte und andere 
öffentliche Einrichtungen vermittelt und der vom Bewerber in jener 
Sprache oder jenen Sprachen absolviert wurde, hinsichtlich derer die 
Eintragung in die Gerichtssachverständigen- und Gerichtsdolmetscher-
liste begehrt wird; 

 2. bis 4. ...  2. bis 4. ... 
 5. dass die allgemein beeideten und gerichtlich zertifizierten Dolmetscher 

nach Sprachen geordnet in die Gerichtssachverständigen- und 
Gerichtsdolmetscherliste einzutragen sind; eine Beschränkung des 
sachlichen Wirkungsbereichs ist ausgeschlossen; 

 5. dass die allgemein beeideten und gerichtlich zertifizierten Dolmetscher 
nach Sprachen geordnet in die Gerichtssachverständigen- und 
Gerichtsdolmetscherliste einzutragen sind; 

  5a. dass der Präsident des Landesgerichts bei dringendem Bedarf in außer-
europäischen Sprachen auf Antrag des Bewerbers eine Beschränkung des 
sachlichen Wirkungsbereichs auf die Erbringung mündlicher Dol-
metschleistungen in einer solchen Sprache vorsehen kann; diesfalls hat 
sich die Prüfung der Sachkunde für die jeweilige Sprache auf mündliche 
Dolmetschtätigkeiten zu beschränken; eine sonstige Beschränkung des 
sachlichen Wirkungsbereichs ist ausgeschlossen; eine beschränkte Ein-
tragung ist in der jeweiligen Sprache nur einmalig für einen Zeitraum von 
fünf Jahren möglich; im Fall eines Antrags auf Rezertifizierung ist die 
Sachkunde im Bereich der schriftlichen Übersetzung gesondert zu prüfen; 
die Führung eines Rundsiegels (§ 8 Abs. 5) ist der Dolmetscherin oder 
dem Dolmetscher im Fall einer solchen Beschränkung nicht gestattet; 
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 6. dass auf der Ausweiskarte gemäß § 8 Abs. 2 neben Vor- und 

Familiennamen sowie dem Datum der Geburt die Eigenschaft als 
allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter Dolmetscher sowie die 
Sprachen, für die der Dolmetscher zertifiziert ist, anzuführen sind. 

 6. dass auf der Ausweiskarte gemäß § 8 Abs. 2 neben Vor- und 
Familiennamen sowie dem Datum der Geburt die Eigenschaft als 
allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter Dolmetscher sowie die 
Sprachen, für die der Dolmetscher zertifiziert ist, anzuführen sind, 
dies gegebenenfalls unter Angabe einer Beschränkung des sachlichen 
Wirkungsbereichs nach Z 5a. 

VI. Abschnitt VI. Abschnitt 
Schluß- und Übergangsbestimmungen Schluß- und Übergangsbestimmungen 

Übergangsbestimmungen Übergangsbestimmungen 
 § 16j. § 6 Abs. 3 sowie § 14 Z 1, 5, 5a und 6 in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2020 treten mit 1. Jänner 2021 in Kraft. 

2. Abschnitt 
Finanzen 

Artikel 4 
Änderung des Bundesgesetzes über die Errichtung eines Non-Profit-Organisationen Unterstützungsfonds 

Berechtigte Berechtigte 
§ 2. (1) Auf Förderungen nach § 1 Abs. 2 besteht kein Rechtsanspruch. 

Anträge auf Förderung sind bis spätestens 31. Dezember 2020 entsprechend der 
Richtlinie nach diesem Bundesgesetz zu stellen. 

§ 2. (1) Auf Förderungen nach § 1 Abs. 2 besteht kein Rechtsanspruch. 
Anträge auf Förderung sind entsprechend der Richtlinien nach diesem 
Bundesgesetz zu stellen. 

(2) Keine Förderung ist jedenfalls nach § 1 Abs. 2 zu gewähren (2) Keine Förderung ist jedenfalls nach § 1 Abs. 2 zu gewähren 
 1. an politische Parteien gemäß § 2 Z 1 des Bundesgesetzes über die 

Finanzierung politischer Parteien (Parteiengesetz 2012 – PartG), BGBl. I 
Nr. 56/2012, 

 1. an politische Parteien gemäß § 2 Z 1 des Bundesgesetzes über die 
Finanzierung politischer Parteien (Parteiengesetz 2012 – PartG), BGBl. I 
Nr. 56/2012, 

 2. an Kapital- und Personengesellschaften, an denen Bund, Länder oder 
Gemeinden unmittelbar oder mittelbar mehr als 50% der Anteile bzw. des 
Grund- oder Stammkapitals halten, 

 2. an Kapital- und Personengesellschaften, an denen Bund, Länder oder 
Gemeinden unmittelbar oder mittelbar mehr als 50% der Anteile bzw. des 
Grund- oder Stammkapitals halten, 
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 3. an beaufsichtigte Rechtsträger des Finanzsektors, welche im Inland, einem 

Mitgliedstaat (§ 2 Z 5 Bankwesengesetz, BGBl. Nr. 532/1993 (BWG)) 
oder einem Drittland (§ 2 Z 8 BWG) registriert oder zugelassen sind und 
hinsichtlich ihrer Tätigkeit prudentiellen Aufsichtsbestimmungen 
unterliegen; das sind für Österreich insbesondere Kreditinstitute gemäß 
BWG, Versicherungsunternehmen gemäß 
Versicherungsaufsichtsgesetz 2016 (VAG 2016), BGBl. I Nr. 34/2015, 
Wertpapierfirmen und Wertpapierdienstleistungsunternehmen gemäß 
Wertpapieraufsichtsgesetz 2018 (WAG 2018), BGBl. I Nr. 107/2017, 
sowie Pensionskassen gemäß Pensionskassengesetz (PKG), BGBl. 
Nr. 281/1990. 

 3. an beaufsichtigte Rechtsträger des Finanzsektors, welche im Inland, einem 
Mitgliedstaat (§ 2 Z 5 Bankwesengesetz, BGBl. Nr. 532/1993 (BWG)) 
oder einem Drittland (§ 2 Z 8 BWG) registriert oder zugelassen sind und 
hinsichtlich ihrer Tätigkeit prudentiellen Aufsichtsbestimmungen 
unterliegen; das sind für Österreich insbesondere Kreditinstitute gemäß 
BWG, Versicherungsunternehmen gemäß 
Versicherungsaufsichtsgesetz 2016 (VAG 2016), BGBl. I Nr. 34/2015, 
Wertpapierfirmen und Wertpapierdienstleistungsunternehmen gemäß 
Wertpapieraufsichtsgesetz 2018 (WAG 2018), BGBl. I Nr. 107/2017, 
sowie Pensionskassen gemäß Pensionskassengesetz (PKG), BGBl. 
Nr. 281/1990. 

Abwicklung Abwicklung 
§ 3. (1) Der Bundesminister für Kunst, Kultur, öffentlicher Dienst und Sport 

hat im Einvernehmen mit der Bundesministerin für Landwirtschaft, Regionen und 
Tourismus mit Verordnung eine Richtlinie zu erlassen, mit der insbesondere nähere 
Regelungen 

§ 3. (1) Der Bundesminister für Kunst, Kultur, öffentlicher Dienst und Sport 
hat im Einvernehmen mit der Bundesministerin für Landwirtschaft, Regionen und 
Tourismus mit Verordnung Richtlinien zu erlassen, mit der insbesondere nähere 
Regelungen 

 1. zu den Zielen der Förderung,  1. zu den Zielen der Förderung, 
 2. den persönlichen und sachlichen Voraussetzungen für die Erlangung einer 

Förderung, 
 2. zu den persönlichen und sachlichen Voraussetzungen für die Erlangung 

einer Förderung, 
 3. zur Berechnung der Höhe der Förderung samt der Anrechnung anderer 

staatlicher Leistungen, 
 3. zur Berechnung der Höhe der Förderung samt der Anrechnung anderer 

staatlicher Leistungen, 
 4. zur Antragstellung,  4. zur Antragstellung, 
 5. zur Ausgestaltung der automationsunterstützt geltend zu machenden 

Förderung und 
 5. zur Ausgestaltung der automationsunterstützt geltend zu machenden 

Förderung und 
 6. zum Verfahren festzulegen sind. Hierbei ist insbesondere eine 

verpflichtende Abfrage in der Transparenzdatenbank zur Vermeidung von 
Doppelförderungen des Bundes aus COVID-19-Maßnahmen vorzusehen. 

 6. zum Verfahren 
festzulegen sind. Hierbei ist insbesondere eine verpflichtende Abfrage in der 
Transparenzdatenbank zur Vermeidung von Doppelförderungen des Bundes aus 
COVID-19-Maßnahmen vorzusehen. 

Für die Zuerkennung einer Förderung müssen die Angaben im Antrag vollständig 
und schlüssig sowie plausibel insbesondere mit präsenten öffentlich zugänglichen 
Informationen sein. Die Vollständigkeit und Richtigkeit der Angaben ist durch das 
vertretungsbefugte Organ des Antragstellers zu bestätigen. Die Vollständigkeit und 
Richtigkeit der Angaben ist zusätzlich durch einen fachkundigen Experten, der 

(1a) Für die Zuerkennung einer Förderung müssen die Angaben im Antrag 
vollständig und schlüssig sowie plausibel insbesondere mit präsenten öffentlich 
zugänglichen Informationen sein. Die Vollständigkeit und Richtigkeit der Angaben 
ist durch das vertretungsbefugte Organ des Antragstellers zu bestätigen. Die 
Vollständigkeit und Richtigkeit der Angaben ist zusätzlich durch einen 
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gemäß dem Bundesgesetz über die Wirtschaftstreuhandberufe 
(Wirtschaftstreuhandberufsgesetz 2017 – WTBG 2017), BGBl. I Nr. 137/2017, 
dem Berufsstand der Wirtschaftsprüfer und Steuerberater angehört, im eigenen 
Namen zu Gunsten des Bundes zu bestätigen. Die Vorlage dieser Bestätigung und 
eine nähere Überprüfung der Angaben können bei antragstellenden Rechtsträgern 
unterbleiben, 

fachkundigen Experten, der gemäß dem Wirtschaftstreuhandberufsgesetz 2017, 
BGBl. I Nr. 137/2017, dem Berufsstand der Wirtschaftsprüfer und Steuerberater 
angehört, im eigenen Namen zu Gunsten des Bundes zu bestätigen. Die Vorlage 
dieser Bestätigung und eine nähere Überprüfung der Angaben können bei 
antragstellenden Rechtsträgern unterbleiben, 

 1. die nicht an anderen Rechtsträgern beteiligt sind,  1. die nicht an anderen Rechtsträgern beteiligt sind, 
 2. an denen kein Rechtsträger, der gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche 

Zwecke verfolgt, beteiligt ist, und 
 2. an denen kein Rechtsträger, der gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche 

Zwecke verfolgt, beteiligt ist, 
 3. die im letzten Geschäftsjahr vor der Antragstellung nicht mehr als eine in 

der nach diesem Bundesgesetz zu erlassenden Richtlinie festzulegende 
Anzahl an Dienstnehmern beschäftigt und nicht höhere als die in der nach 
diesem Bundesgesetz zu erlassenden Richtlinie festzulegenden 
Einnahmen erzielt hat und die beantragte Förderung eine in der nach 
diesem Bundesgesetz zu erlassenden Richtlinie festzulegende Höhe nicht 
überschreitet, und 

 3. die im letzten Geschäftsjahr vor der Antragstellung nicht mehr als eine in 
den nach diesem Bundesgesetz zu erlassenden Richtlinien festzulegende 
Anzahl an Dienstnehmern beschäftigt und nicht höhere als die in den nach 
diesem Bundesgesetz zu erlassenden Richtlinien festzulegenden 
Einnahmen erzielt hat und die beantragte Förderung eine in den nach 
diesem Bundesgesetz zu erlassenden Richtlinien festzulegende Höhe nicht 
überschreitet und 

 4. die nicht unter § 1 Abs. 2 Z 3 fallen.  4. die nicht unter § 1 Abs. 2 Z 3 fallen. 
(2) Der Bundesminister für Kunst, Kultur, öffentlichen Dienst und Sport hat 

sich zur Abwicklung der Förderungen der nach den Bestimmungen des 
Bundesgesetzes, mit dem die Austria Wirtschaftsservice Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung errichtet wird (Austria Wirtschaftsservice-Gesetz – AWSG), 
BGBl. I Nr. 130/2002 idF BGBl. I Nr. 119/2004 (VFB), errichteten Austrian 
Wirtschaftsservice Gesellschaft mbH (AWS) zu bedienen und mit dieser darüber 
eine Vereinbarung zu schließen. Die Austria Wirtschaftsservice Gesellschaft mbH 
hat die Förderungen nach diesem Gesetz im Namen und auf Rechnung des Bundes 
abzuwickeln. Sie kann sich zur Besorgung der ihr übertragenen Aufgaben anderer 
Rechtsträger bedienen, wenn dies im Interesse der Einfachheit, Sparsamkeit und 
Zweckmäßigkeit gelegen ist. 

(2) Der Bundesminister für Kunst, Kultur, öffentlichen Dienst und Sport hat 
sich zur Abwicklung der Förderungen aus dem NPO-Unterstützungsfonds der nach 
den Bestimmungen des Bundesgesetzes, mit dem die Austria Wirtschaftsservice 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung errichtet wird (Austria Wirtschaftsservice-
Gesetz – AWSG), BGBl. I Nr. 130/2002 idF BGBl. I Nr. 119/2004 (VFB), 
errichteten Austria Wirtschaftsservice Gesellschaft mbH (AWS) zu bedienen und 
mit dieser darüber eine Vereinbarung zu schließen. Die Austria Wirtschaftsservice 
Gesellschaft mbH hat die Förderungen nach diesem Gesetz im Namen und auf 
Rechnung des Bundes abzuwickeln. Sie kann sich zur Besorgung der ihr 
übertragenen Aufgaben anderer Rechtsträger bedienen, wenn dies im Interesse der 
Einfachheit, Sparsamkeit und Zweckmäßigkeit gelegen ist. 

(3) Für Förderungen aus dem NPO-Unterstützungsfonds sind die 
Bestimmungen des Abschnitt 7a TDBG 2012, BGBl. I Nr. 99/2012 idF BGBl. I 
Nr. 23/2020, zu beachten. 

(3) Für Förderungen aus dem NPO-Unterstützungsfonds sind die 
Bestimmungen des Abschnitt 7a TDBG 2012, BGBl. I Nr. 99/2012 idF BGBl. I 
Nr. 23/2020, zu beachten. 
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Auskünfte Auskünfte 

§ 4. (1) Dem Bundesminister für Kunst, Kultur, öffentlichen Dienst und Sport 
und der AWS sind zum Zwecke der Abwicklung und Kontrolle von Förderungen 
nach diesem Bundesgesetz von allen Organen des Bundes, der Länder und 
Gemeinden, die mit der Zuerkennung von Förderungen betraut sind, und von den 
Abgabenbehörden die erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Der Bundesminister 
für Finanzen hat dem Bundesminister für Kunst, Kultur, öffentlichen Dienst und 
Sport undder AWS – unter Beachtung der datenschutzrechtlichen Regelungen – 
auf ihre Anfrage unter Verwendung einer elektronischen Schnittstelle soweit 
verfügbar Daten zu übermitteln, die für die Ermittlung des Ausmaßes und der 
Kontrolle des Zuschusses notwendig sind. 

§ 4. (1) Dem Bundesminister für Kunst, Kultur, öffentlichen Dienst und Sport 
und, für Förderungen aus dem NPO-Unterstützungsfonds, der AWS sind zum 
Zwecke der Abwicklung und Kontrolle von Förderungen nach diesem 
Bundesgesetz von allen Organen des Bundes, der Länder und Gemeinden, die mit 
der Zuerkennung von Förderungen betraut sind, und von den Abgabenbehörden die 
erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Der Bundesminister für Finanzen hat dem 
Bundesminister für Kunst, Kultur, öffentlichen Dienst und Sport und, für 
Förderungen aus dem NPO-Unterstützungsfonds, der AWS – unter Beachtung der 
datenschutzrechtlichen Regelungen – auf ihre Anfrage unter Verwendung einer 
elektronischen Schnittstelle soweit verfügbar Daten zu übermitteln, die für die 
Ermittlung des Ausmaßes und der Kontrolle des Zuschusses notwendig sind. 

(2) Daten aus der Abwicklung der Förderung sind für die Dauer von sieben 
Jahren aufzubewahren und danach zu löschen, soweit diese nicht über diesen 
Zeitpunkt hinaus für die Erfüllung der Aufgaben nach diesem Bundesgesetzes 
erforderlich sind. 

(2) Daten aus der Abwicklung der Förderung sind für die Dauer von sieben 
Jahren aufzubewahren und danach zu löschen, soweit diese nicht über diesen 
Zeitpunkt hinaus für die Erfüllung der Aufgaben nach diesem Bundesgesetzes 
erforderlich sind. 

 Zusätzliche Unterstützungen im Kalenderjahr 2021 
 § 5a. (1) Abweichend von den §§ 1, 2 Abs. 1 und § 3 kann der Bundesminister 

für Kunst und Kultur, öffentlichen Dienst und Sport im Kalenderjahr 2021 
Unterstützungen der in § 1 Abs. 2 genannten Rechtsträger in Höhe von bis zu 
weiteren 250 Millionen Euro vorsehen. Der Bundesminister für Kunst und Kultur, 
öffentlichen Dienst und Sport kann sich dabei zur Abwicklung Dritter bedienen. In 
diesem Fall gelten die Bestimmungen des § 4 sinngemäß. 

 (2) Der Bundesminister für Kunst, Kultur, öffentlicher Dienst und Sport hat 
hierüber im Einvernehmen mit der Bundesministerin für Landwirtschaft, Regionen 
und Tourismus Richtlinien über das Verfahren unter Anwendung von § 3 Abs. 1 
und 1a zu erlassen. 

 (3) Der Bundesminister für Finanzen hat die Bedeckung dieser Maßnahmen 
in Höhe von 250 Millionen Euro sicherzustellen. 

Vollziehung und Inkrafttreten Vollziehung und Inkrafttreten 
§ 6. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister für 

Kunst, Kultur, öffentlichen Dienst und Sport, hinsichtlich § 1 Abs. 3 der 
§ 6. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister für 

Kunst, Kultur, öffentlichen Dienst und Sport, hinsichtlich § 1 Abs. 3 und § 5a 
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Bundesminister für Finanzen und hinsichtlich § 3 Abs. 1 der Bundesminister für 
Kunst, Kultur, öffentlichen Dienst und Sport im Einvernehmen mit der 
Bundesministerin für Landwirtschaft, Regionen und Tourismus betraut. 

Abs. 3 der Bundesminister für Finanzen und hinsichtlich § 3 Abs. 1 und § 5a Abs. 2 
der Bundesminister für Kunst, Kultur, öffentlichen Dienst und Sport im 
Einvernehmen mit der Bundesministerin für Landwirtschaft, Regionen und 
Tourismus betraut. 

(2) Dieses Bundesgesetz tritt mit dem der Kundmachung folgenden Tag in 
Kraft und mit Ablauf des 31.12.2022 außer Kraft. 

(2) Dieses Bundesgesetz tritt mit dem der Kundmachung folgenden Tag in 
Kraft und mit Ablauf des 31.12.2022 außer Kraft. 

 (3) § 2 Abs. 1, § 3 Abs. 1 und 1a, § 3 Abs. 2, § 4 Abs. 1, § 5a samt Überschrift 
und § 6 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/2020 treten mit 
1. Jänner 2021 in Kraft. 

Artikel 5 
Änderung des COVID-19-Förderungsprüfungsgesetzes 

4a. Abschnitt 4a. Abschnitt 
Prüfung von Förderungen nach dem Non-Profit-Organisationen 

Unterstützungsfonds 
Prüfung von Förderungen nach dem nach dem Bundesgesetz über die 

Errichtung eines Non-Profit-Organisationen Unterstützungsfonds 

Prüfung im Rahmen von abgabenbehördlichen Maßnahmen Prüfung im Rahmen von abgabenbehördlichen Maßnahmen 
§ 14a. (1) Zuständig für die Prüfung von Förderungen aus dem Non-Profit-

Organisationen Unterstützungsfonds ist das für die Erhebung der Umsatzsteuer des 
Förderungsempfängers zuständige Finanzamt bzw. das Finanzamt, das zuständig 
wäre, wenn der Förderungsempfänger Unternehmer wäre. 

§ 14a. (1) Zuständig für die Prüfung von Förderungen nach dem Bundesgesetz 
über die Errichtung eines Non-Profit-Organisationen Unterstützungsfonds ist das 
für die Erhebung der Umsatzsteuer des Förderungsempfängers zuständige 
Finanzamt bzw. das Finanzamt, das zuständig wäre, wenn der 
Förderungsempfänger Unternehmer wäre. 

(2) Das zuständige Finanzamt ist berechtigt, anlässlich der Durchführung (2) Das zuständige Finanzamt ist berechtigt, anlässlich der Durchführung 
 1. einer Außenprüfung gemäß § 147 Abs. 1 BAO oder  1. einer Außenprüfung gemäß § 147 Abs. 1 BAO oder 
 2. einer Nachschau gemäß § 144 BAO  2. einer Nachschau gemäß § 144 BAO 
die Richtigkeit der vom Förderungsempfänger zum Zwecke der Erlangung einer 
Förderung aus dem Non-Profit-Organisationen Unterstützungsfonds (§ 1 Z 4) 
erteilten Auskünfte, vorgelegten Unterlagen oder Bestätigungen bzw. die 
Plausibilität der zur Ermittlung der Höhe der Förderung angegebenen Daten zu 
überprüfen. 

die Richtigkeit der vom Förderungsempfänger zum Zwecke der Erlangung einer 
Förderung nach dem Bundesgesetz über die Errichtung eines Non-Profit-
Organisationen Unterstützungsfonds (§ 1 Z 4) erteilten Auskünfte, vorgelegten 
Unterlagen oder Bestätigungen bzw. die Plausibilität der zur Ermittlung der Höhe 
der Förderung angegebenen Daten zu überprüfen. 
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Beauftragte Förderungsprüfung Beauftragte Förderungsprüfung 

§ 14b. Auf Weisung des Bundesministers für Finanzen hat das zuständige 
Finanzamt die Prüfung einer Förderung aus dem Non-Profit-Organisationen 
Unterstützungsfonds (§ 1 Z 4) auch dann vorzunehmen, wenn keine 
abgabenrechtliche Prüfung oder Nachschau durchgeführt werden soll. 

§ 14b. Auf Weisung des Bundesministers für Finanzen hat das zuständige 
Finanzamt die Prüfung einer Förderung nach dem Bundesgesetz über die 
Errichtung eines Non-Profit-Organisationen Unterstützungsfonds (§ 1 Z 4) auch 
dann vorzunehmen, wenn keine abgabenrechtliche Prüfung oder Nachschau 
durchgeführt werden soll. 

Inkrafttreten Inkrafttreten 
§ 20. § 1a, § 8a und § 8b treten mit 20. Mai 2020 in Kraft und mit Ablauf des 

31. Dezember 2021 außer Kraft. 
§ 20. (1) § 1a, § 8a und § 8b treten mit 20. Mai 2020 in Kraft und mit Ablauf 

des 31. Dezember 2021 außer Kraft. 
 (2) Die Überschrift des 4a. Abschnitts, § 14a Abs. 1, § 14a Abs. 2 und § 14b 

in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/2020 treten mit 1. Jänner 
2021 in Kraft. 

Artikel 6 
Änderung des Buchhaltungsagenturgesetzes 

§ 2. (1) Aufgabe der Buchhaltungsagentur ist die Führung der Buchhaltung 
des Bundes für die haushaltsführenden Stellen nach § 7 Abs. 1 Z 1, 2, 4 und 5 
BHG 2013, in der Folge Organe des Bundes genannt, und für die vom Bund 
verwalteten Rechtsträger (§ 9 Abs. 5 BHG 2013) unter Anwendung der 
Haushaltsvorschriften des Bundes, insbesondere des BHG 2013. Die 
Buchhaltungsagentur ist insoweit ausführendes Organ nach § 5 Abs. 1 BHG 2013. 

§ 2. (1) Der Buchhaltungsagentur obliegt die Besorgung der 
Buchhaltungsaufgaben des Bundes für haushaltsführende Stellen nach § 7 Abs. 1 
Z 1, 2, 4 und 5 BHG 2013, in der Folge Organe des Bundes genannt, und für die 
vom Bund verwalteten Rechtsträger (§ 9 Abs. 5 BHG 2013) unter Anwendung der 
Haushaltsvorschriften des Bundes, insbesondere des BHG 2013. Die 
Buchhaltungsagentur ist insoweit ausführendes Organ nach § 5 Abs. 1 BHG 2013. 

(2) Für die Aufgaben nach § 9 Abs. 3 und 5 BHG 2013 besteht 
Betriebspflicht. Der Bundesminister für Finanzen hat mit Zustimmung der 
Bundesregierung mit der Buchhaltungsagentur eine Rahmenvereinbarung 
abzuschließen, in der die Art und Weise der Erfüllung dieser Aufgaben näher 
bestimmt und Grundsätze für das dafür zu leistende Entgelt festgelegt werden. 

(2) Für die Aufgaben nach § 9 Abs. 3 und 5 BHG 2013 besteht Betriebspflicht 
(gesetzliche Leistungen). Der Bundesminister für Finanzen hat mit der 
Buchhaltungsagentur eine Rahmenvereinbarung abzuschließen, in der die Art und 
Weise der Erfüllung dieser Aufgaben näher bestimmt und Grundsätze für die 
Finanzierung durch den Bundesminister für Finanzen festgelegt werden. Die 
gesetzlichen Leistungen sind unter Zugrundelegung der Prinzipien der 
Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit zu erfüllen. 

(3) Sonstige Aufgaben für die Organe des Bundes und die vom Bund 
verwalteten Rechtsträger (Abs. 1) darf die Buchhaltungsagentur auf Grund einer 
Vereinbarung übernehmen, wenn diese ihrer Art nach mit der 

(3) Sonstige Aufgaben (vertragliche Leistungen) für die Organe des Bundes 
und die vom Bund verwalteten Rechtsträger (Abs. 1) darf die Buchhaltungsagentur 
auf Grund einer Vereinbarung übernehmen, wenn diese ihrer Art nach mit der 
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Haushaltsverrechnung des Bundes in Zusammenhang stehen und hierdurch die 
zeit- und ordnungsgemäße Wahrnehmung der Aufgaben nach Abs. 1 nicht 
beeinträchtigt wird. 

Haushaltsverrechnung des Bundes in Zusammenhang stehen und hierdurch die 
zeit- und ordnungsgemäße Wahrnehmung der gesetzlichen Leistungen (Abs. 2) 
nicht beeinträchtigt wird. Die Buchhaltungsagentur ist für Angelegenheiten des 
Rechnungswesens oder damit zusammenhängenden Dienstleistungen zu 
beauftragen, wenn diese bei gleichem Leistungsinhalt und gleichen sonstigen 
vertraglichen Konditionen von einem Dritten nicht günstiger angeboten werden 
und dadurch die zeit- und ordnungsgemäße Wahrnehmung der gesetzlichen 
Leistungen nach Abs. 2 nicht beeinträchtigt wird. 

 (3a) Für die gesetzlichen Leistungen gemäß Abs. 2 und für die vertraglichen 
Leistungen gemäß Abs. 3 sind getrennte Rechnungskreise einzurichten. 

(4) Die Buchhaltungsagentur ist zu allen Geschäften und Maßnahmen berechtigt, 
die zur Erreichung des Anstaltzweckes notwendig und nützlich erscheinen. Dazu 
zählen insbesondere die Berechtigung Tochtergesellschaften zu gründen, 
Gesellschaftsverhältnisse einzugehen und Beteiligungen zu erwerben, sofern der 
Gesellschaftszweck die Erbringung von Rechnungswesenleistungen für 
Gebietskörperschaften oder für Rechtsträger, die mittelbar oder unmittelbar im 
Ausmaß von mindestens 25% im Eigentum von Gebietskörperschaften stehen, ist. 
Die Buchhaltungsagentur darf jedoch keinesfalls die Stellung eines persönlich 
haftenden Gesellschafters übernehmen. Sie darf sich im Einvernehmen mit dem 
jeweiligen Auftraggeber zur Erfüllung der Aufgaben nach Abs. 3 dieser 
Gesellschaften als Subunternehmer bedienen. Die Aufgaben nach Abs. 1 und 2 sind 
jedenfalls von der Buchhaltungsagentur unmittelbar zu besorgen. Die zeit- und 
ordnungsgemäße Wahrnehmung der Aufgaben nach Abs. 1 darf nicht 
beeinträchtigt werden. 

(4) Die Buchhaltungsagentur ist zu allen Geschäften und Maßnahmen 
berechtigt, die zur Erreichung des Anstaltzweckes notwendig und nützlich 
erscheinen. Dazu zählen insbesondere die Berechtigung Tochtergesellschaften zu 
gründen, Gesellschaftsverhältnisse einzugehen und Beteiligungen zu erwerben, 
sofern der Gesellschaftszweck die Erbringung von Rechnungswesenleistungen für 
Gebietskörperschaften oder für Rechtsträger, die mittelbar oder unmittelbar im 
Ausmaß von mindestens 25% im Eigentum von Gebietskörperschaften stehen, ist. 
Die Buchhaltungsagentur darf jedoch keinesfalls die Stellung eines persönlich 
haftenden Gesellschafters übernehmen. Sie darf sich im Einvernehmen mit dem 
jeweiligen Auftraggeber zur Erfüllung der Aufgaben nach Abs. 3 dieser 
Gesellschaften als Subunternehmer bedienen. Die Aufgaben nach Abs. 2 sind 
jedenfalls von der Buchhaltungsagentur unmittelbar zu besorgen. Die zeit- und 
ordnungsgemäße Wahrnehmung der Aufgaben nach Abs. 2 darf nicht 
beeinträchtigt werden. 

Grundsätze bei der Aufgabenerfüllung Grundsätze bei der Aufgabenerfüllung 
§ 3. (1) Die Agentur hat alle Organe des Bundes und die vom Bund 

verwalteten Rechtsträger (§ 9 Abs. 5 BHG 2013) gleich zu behandeln. 
§ 3. (1) Die Buchhaltungsagentur hat alle Organe des Bundes und die vom 

Bund verwalteten Rechtsträger (§ 9 Abs. 5 BHG 2013) gleich zu behandeln. 
(2) und (3) ... (2) und (3) ... 

Entgeltlichkeit der Leistungen Entgeltlichkeit der Leistungen 
§ 4. (1) Die Buchhaltungsagentur erbringt ihre Leistungen gegen Entgelt. § 4. (1) Die Buchhaltungsagentur erbringt ihre Leistungen gegen Entgelt. 

(2) Die Höhe der Entgelte ist aufgrund einer transparenten internen 
Kostenrechnung unter Zugrundelegung der Prinzipien der Sparsamkeit, 

(2) Für die Erbringung von Leistungen gemäß § 2 Abs. 3 (vertragliche 
Leistungen) ist vom bestellenden Organ ein angemessenes Entgelt zu entrichten, 
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Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit nach dem Grundsatz der Kostendeckung 
festzulegen. 

das ausgehend von einer transparenten internen Kostenrechnung unter 
Zugrundelegung der Prinzipien der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und 
Zweckmäßigkeit festzulegen ist. Die interne Kostenrechnung und die 
Entgeltkalkulation sind dem Bundesminister für Finanzen zur Genehmigung 
vorzulegen. 

(3) Die Entgelte für Leistungen gemäß § 2 Abs. 2 werden von der 
Buchhaltungsagentur nach Anhörung des Beirates gemäß § 18 festgelegt und 
bedürfen der Genehmigung des Bundesministers für Finanzen. 

 

(4) Die Vereinbarung mit der Buchhaltungsagentur für Leistungen nach § 2 
Abs. 3 hat für den Bund dasjenige Organ abzuschließen, das die Leistung bestellt. 
In der Vereinbarung sind insbesondere die zu übernehmenden Aufgaben, die Art 
und Weise ihrer Erfüllung und das zu entrichtende Entgelt festzulegen. 

(3) Die Vereinbarung mit der Buchhaltungsagentur für Leistungen nach § 2 
Abs. 3 (vertragliche Leistungen) hat für den Bund dasjenige Organ abzuschließen, 
das die Leistung bestellt. In der Vereinbarung sind insbesondere die zu 
übernehmenden Aufgaben, die Art und Weise ihrer Erfüllung und das zu 
entrichtende Entgelt festzulegen. 

(5) Die Entgelte für Leistungen der Buchhaltungsagentur sind von demjenigen 
Organ des Bundes zu entrichten, für das die Buchhaltungsagentur die Aufgabe 
erfüllt. 

 

(6) Der Bund finanziert entsprechend dem Bedarf Aufwendungen und 
Investitionen im Rahmen der Errichtung der Buchhaltungsagentur im 
Gesamtausmaß von bis zu € 2.560.000 (einmalige Startkosten) und eine Bareinlage 
zum Ausgleich von Personalkostenrückstellungen im Gesamtausmaß von bis zu € 
12.120.000. Weiters leistet der Bund zur Darstellung eines Anstaltskapitals eine 
Bareinlage in Höhe von € 70.000. 

(4) Der Bund finanziert entsprechend dem Bedarf Aufwendungen und 
Investitionen im Rahmen der Errichtung der Buchhaltungsagentur im 
Gesamtausmaß von bis zu € 2.560.000 (einmalige Startkosten) und eine Bareinlage 
zum Ausgleich von Personalkostenrückstellungen im Gesamtausmaß von bis zu 
€ 12.120.000. Weiters leistet der Bund zur Darstellung eines Anstaltskapitals eine 
Bareinlage in Höhe von € 70.000. 

 (5) Der Bundesminister für Finanzen hat die Aufwendungen der 
Buchhaltungsagentur unter Einrechnung quartalsweise zu leistender Vorschüsse 
in dem Ausmaß abzudecken, in dem diese sämtliche Erträge übersteigen, höchstens 
jedoch im Ausmaß des genehmigten Jahresbudgets des § 9 Abs. 1 Z 1. 

(7) Eine Finanzierung der Aufgaben gemäß § 2 Abs. 3 durch Mittel aus den 
Aufgaben gemäß § 2 Abs. 1 ist unzulässig. 

 

Bestellung, Abberufung und Rücktritt der Geschäftsführung Bestellung, Abberufung und Rücktritt der Geschäftsführung 
§ 7. (1) Die Buchhaltungsagentur hat einen oder zwei Geschäftsführer Die 

Bestellung von Prokuristen durch die Geschäftsführung ist zulässig und bedarf der 
Zustimmung durch den Aufsichtsrat. 

§ 7. (1) Die Buchhaltungsagentur hat einen oder zwei Geschäftsführer Die 
Bestellung von Prokuristen durch die Geschäftsführung ist zulässig und bedarf der 
Zustimmung durch den Aufsichtsrat. 
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(2) Auf die Besetzung von Geschäftsführungspositionen findet das 

Stellenbesetzungsgesetz, BGBl. I Nr. 26/1998, Anwendung. Die Bestellung zum 
Geschäftsführer erfolgt durch den Bundesminister für Finanzen auf die Dauer von 
bis zu fünf Jahren. 

(2) Auf die Besetzung von Geschäftsführungspositionen findet das 
Stellenbesetzungsgesetz, BGBl. I Nr. 26/1998, Anwendung. Die Bestellung zum 
Geschäftsführer erfolgt durch den Bundesminister für Finanzen auf die Dauer von 
bis zu fünf Jahren. Ist nur ein Geschäftsführer bestellt und scheidet dieser vor Ende 
seiner Funktionsperiode aus, so hat der Bundesminister für Finanzen unverzüglich 
eine Person mit der Vertretung der Buchhaltungsagentur bis zur Bestellung eines 
neuen Geschäftsführers zu beauftragen; das Stellenbesetzungsgesetz findet hierbei 
keine Anwendung. 

(3) bis (5) ... (3) bis (5) ... 
(6) Der Bundesminister für Finanzen kann ein Mitglied des Aufsichtsrates für 

den Zeitraum einer Vakanz der Funktion eines Geschäftsführers (Abs. 3 und 4) mit 
der Vertretung der Buchhaltungsagentur bis zur Bestellung eines neuen 
Geschäftsführers beauftragen. In dieser Zeit darf das betroffene Mitglied des 
Aufsichtsrates seine Tätigkeit als Aufsichtsratsmitglied nicht ausüben. 

 

Budget Budget 
§ 9. (1) Die Geschäftsführung hat jährlich bis Ende Oktober für das nächste 
Kalenderjahr das Jahresbudget nach Prüfung durch den Aufsichtsrat dem 
Bundesminister für Finanzen vorzulegen. 

§ 9. (1) Die Geschäftsführung hat jährlich bis Ende Oktober für das nächste 
Kalenderjahr das Jahresbudget nach Prüfung durch den Aufsichtsrat dem 
Bundesminister für Finanzen zur Genehmigung vorzulegen. Dabei ist das 
Jahresbudget in getrennten Rechnungskreisen zu erstellen: 
 1. in das Jahresbudget für die Aufgaben mit Betriebspflicht gemäß § 2 Abs. 2 

(gesetzliche Leistungen), 
 2. in das Jahresbudget für die sonstigen Aufgaben gemäß § 2 Abs. 3 

(vertragliche Leistungen). 
Die Aufwendungen und Erträge innerhalb der einzelnen Rechnungskreise sind 
abzubilden. 

(2) Die Jahresbudgets sind unter Beachtung der Prinzipien der Sparsamkeit, 
Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit und unter Berücksichtigung aller 
möglichen Rationalisierungspotentiale zu erstellen. Sie haben insbesondere die der 
Buchhaltungsagentur zugrundeliegende Organisation einschließlich der Pläne für 
den Personal- und Sachmitteleinsatz, für die Investitionsvorhaben und für die 
Finanzierung zu enthalten. 

(2) Die Jahresbudgets sind unter Beachtung der Prinzipien der Sparsamkeit, 
Wirtschaftlichkeit, Zweckmäßigkeit sowie der Transparenz und unter 
Berücksichtigung aller möglichen Rationalisierungspotentiale zu erstellen. Sie 
haben insbesondere die der Buchhaltungsagentur zugrundeliegende Organisation 
einschließlich der Pläne für den Personal- und Sachmitteleinsatz, für die 
Investitionsvorhaben und für die Finanzierung zu enthalten. 
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(3) Für das erste Geschäftsjahr hat der Bundesminister für Finanzen ein 

provisorisches Jahresbudget zu erstellen. Dieses gilt bis zur Genehmigung der 
Budgets gemäß § 8 Abs. 5. 

(3) Erstmalig mit der Erstellung des Jahresbudgets 2022 ist dem 
Bundesminister für Finanzen ein Effizienzsteigerungsprogramm samt 
mittelfristigem Konsolidierungsplan vorzulegen. Das Effizienzsteigerungs-
programm hat dabei insbesondere Rationalisierungs- und Einsparungsziele samt 
korrespondierenden Maßnahmen zu beinhalten. 

 (4) In den folgenden Jahren ist das Effizienzsteigerungsprogramm samt 
Konsolidierungsplan, Rationalisierungs- und Einsparungszielen sowie 
korrespondierenden Maßnahmen jährlich, gleichzeitig mit dem Jahresbudget, 
vorzulegen. 

Planungs- und Berichtssystem Planungs- und Berichtssystem 
§ 11. (1) und (2) ... § 11. (1) und (2) ... 
 (3) Über die Umsetzung des Effizienzsteigerungsprogrammes ist dem 

Bundesminister für Finanzen halbjährlich, binnen eines Monats, zu berichten. 
 (4) Aufzeichnungen über die interne Kostenrechnung für die Ausübung von 

gesetzlichen Leistungen gemäß § 2 Abs. 2 sind fortzuführen und dem 
Bundesminister für Finanzen halbjährlich, binnen eines Monats, vorzulegen. 

Aufsichtsrat Aufsichtsrat 
§ 14. (1) Der Aufsichtsrat setzt sich wie folgt zusammen: § 14. (1) Der Aufsichtsrat setzt sich wie folgt zusammen: 

 1. drei Mitglieder werden vom Bundesminister für Finanzen bestellt,  1. Sechs Mitglieder werden vom Bundesminister für Finanzen bestellt, wobei 
der Bundesministerin für Justiz und dem Bundesminister für Kunst, Kultur, 
öffentlichen Dienst und Sport jeweils ein Nominierungsrecht für ein 
Mitglied zukommt. 

 2. je ein Mitglied wird entsandt vom:  
 a) Bundeskanzler,  
 b) Bundesminister für Landesverteidigung,  
 c) Bundesminister für Inneres,  
 d) Bundesminister für soziale Sicherheit, Generationen und 

Konsumentenschutz, 
 

 e) Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie,  
 f) Bundesminister für Justiz  
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 3. zusätzlich wird eine entsprechende Anzahl von Mitgliedern in 

sinngemäßer Anwendung von § 110 des Arbeitsverfassungsgesetzes, 
BGBl. Nr. 22/1974, vom Betriebsrat entsandt. 

 2. Zusätzlich wird eine entsprechende Anzahl von Mitgliedern in 
sinngemäßer Anwendung von § 110 des Arbeitsverfassungsgesetzes, 
BGBl. Nr. 22/1974, vom Betriebsrat entsandt. 

 4. Bei der erstmaligen Entsendung in den Aufsichtsrat und bis zu einer 
Entsendung durch den gem. § 21 (8) gewählten Betriebsrat können durch 
das zuständige Personalvertretungsorgan auch maximal 2 Mitglieder 
eines anderen Personalvertretungsorgans des Bundes in den Aufsichtsrat 
als Mitglieder gemäß Abs. 1 Z 3 entsendet werden. 

 

(2) Die Mitglieder des Aufsichtsrates gemäß Abs. 1 Z 1 und 2 werden für die 
Funktionsdauer des Aufsichtsrates von fünf Jahren bestellt (entsandt). Die 
Funktionsperiode beginnt mit dem ersten Zusammentreten der Mitglieder des neu 
bestellten Aufsichtsrates. Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, ist der Aufsichtsrat 
durch Neubestellungen oder Neuentsendung zu ergänzen. Nach Ablauf der 
Funktionsperiode hat der Aufsichtsrat die Geschäfte so lange weiterzuführen, bis 
der neu bestellte Aufsichtsrat zusammentritt. Eine Wiederbestellung oder 
Wiederentsendung zum Mitglied des Aufsichtsrates ist zulässig. 

 

(2) Die Mitglieder des Aufsichtsrates gemäß Abs. 1 Z 1 werden für die 
Funktionsdauer des Aufsichtsrates von fünf Jahren bestellt. Die Funktionsperiode 
beginnt mit dem ersten Zusammentreten der Mitglieder des neu bestellten 
Aufsichtsrates. Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, ist der Aufsichtsrat durch 
Neubestellungen zu ergänzen. Nach Ablauf der Funktionsperiode hat der 
Aufsichtsrat die Geschäfte so lange weiterzuführen, bis der neu bestellte 
Aufsichtsrat zusammentritt. Eine Wiederbestellung zum Mitglied des 
Aufsichtsrates ist zulässig. 

 
(3) Die in Abs. 1 Z 1 und 2 angeführten Aufsichtsratsmitglieder sind vor 

Ablauf der Funktionsperiode vom bestellenden oder entsendenden Organ von ihrer 
Funktion abzuberufen, wenn 
 1. das Mitglied dies beantragt; 
 2. das Mitglied sich der Vernachlässigung seiner Pflichten schuldig macht; 
 3. das Mitglied wegen schwerer körperlicher oder geistiger Gebrechen zu 

einer ordentlichen Funktionsausübung unfähig ist. 

(3) Die in Abs. 1 Z 1 angeführten Aufsichtsratsmitglieder sind vor Ablauf der 
Funktionsperiode vom bestellenden Organ von ihrer Funktion abzuberufen, wenn 
das Mitglied 
 1. dies beantragt, 
 2. sich der Vernachlässigung seiner Pflichten schuldig macht oder 
 3. wegen schwerer körperlicher oder geistiger Gebrechen zu einer 

ordentlichen Funktionsausübung unfähig ist. 
(4) Der Vorsitzende des Aufsichtsrates und dessen Stellvertreter werden aus 

dem Kreis der Mitglieder gemäß Abs. 1 Z 1 vom Bundesminister für Finanzen 
bestellt. 

(4) Der Vorsitzende des Aufsichtsrates und dessen Stellvertreter werden aus 
dem Kreis der Mitglieder gemäß Abs. 1 Z 1 vom Bundesminister für Finanzen 
bestellt. 

(5) Außer im Fall der Beauftragung eines Mitglieds des Aufsichtsrates gemäß 
§ 7 Abs. 6 mit der Geschäftsführung können die Aufsichtsratsmitglieder nicht 
zugleich leitende Angestellte der Buchhaltungsagentur sein. 

(5) Aufsichtsratsmitglieder können nicht zugleich Mitglieder der 
Geschäftsführung oder leitende Angestellte der Buchhaltungsagentur sein. 
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(6) Die Geschäftsführung hat jede Neubestellung und Abberufung von 

Mitgliedern des Aufsichtsrates unverzüglich zur Eintragung in das Firmenbuch 
anzumelden. 

(6) Die Geschäftsführung hat jede Änderung im Aufsichtsrat unverzüglich zur 
Eintragung in das Firmenbuch anzumelden. 

(7) Der Aufsichtsrat kann aus seiner Mitte einen oder mehrere Ausschüsse 
bestellen. Die gemäß § 110 des Arbeitsverfassungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1974, 
vom Betriebsrat entsandten Mitglieder haben Anspruch darauf, dass in jedem 
Ausschuss des Aufsichtsrates mindestens ein von ihnen namhaft gemachtes 
Mitglied Sitz und Stimme hat; dies gilt nicht für Sitzungen und Abstimmungen, die 
die Beziehungen zwischen der Buchhaltungsagentur und der Geschäftsführung 
betreffen. 

(7) Der Aufsichtsrat kann aus seiner Mitte einen oder mehrere Ausschüsse 
bestellen. Die gemäß § 110 des Arbeitsverfassungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1974, 
vom Betriebsrat entsandten Mitglieder haben Anspruch darauf, dass in jedem 
Ausschuss des Aufsichtsrates mindestens ein von ihnen namhaft gemachtes 
Mitglied Sitz und Stimme hat; dies gilt nicht für Sitzungen und Abstimmungen, die 
die Beziehungen zwischen der Buchhaltungsagentur und der Geschäftsführung 
betreffen. 

(8) Der Aufsichtsrat gibt sich eine Geschäftsordnung, die der Genehmigung 
des Bundesministers für Finanzen bedarf. 

(8) Der Aufsichtsrat gibt sich eine Geschäftsordnung, die der Genehmigung 
des Bundesministers für Finanzen bedarf. 

(9) Die Mitglieder des Aufsichtsrates haben Anspruch auf eine dem Zeit- und 
Arbeitsaufwand entsprechende Vergütung, die durch den Bundesminister für 
Finanzen festzulegen ist. 

(9) Die Mitglieder des Aufsichtsrates haben Anspruch auf eine dem Zeit- und 
Arbeitsaufwand entsprechende Vergütung, die durch den Bundesminister für 
Finanzen festzulegen ist. 

(10) Die im § 8 Abs. 2 für die Geschäftsführung getroffenen Anordnungen 
finden auch auf den Aufsichtsrat Anwendung. Sind die Mitglieder des 
Aufsichtsrates zugleich mit der Geschäftsführung zum Ersatz eines Schadens 
verpflichtet, so haften sie mit dieser zur ungeteilten Hand. 

(10) Die im § 8 Abs. 2 für die Geschäftsführung getroffenen Anordnungen 
finden auch auf den Aufsichtsrat Anwendung. Sind die Mitglieder des 
Aufsichtsrates zugleich mit der Geschäftsführung zum Ersatz eines Schadens 
verpflichtet, so haften sie mit dieser zur ungeteilten Hand. 

Beschlüsse des Aufsichtsrates Beschlüsse des Aufsichtsrates 
§ 16. (1) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn alle Mitglieder unter 

Bekanntgabe der Tagesordnung spätestens zwei Wochen vor dem Sitzungstermin 
eingeladen wurden und mindestens die Hälfte der Mitglieder gemäß § 14 Abs. 1 
Z 1 und 2, unter ihnen der Vorsitzende oder sein Stellvertreter, anwesend ist. 

§ 16. (1) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn alle Mitglieder unter 
Bekanntgabe der Tagesordnung spätestens zwei Wochen vor dem Sitzungstermin 
eingeladen wurden und mindestens die Hälfte der Mitglieder gemäß § 14 Abs. 1 
Z 1, unter ihnen der Vorsitzende oder sein Stellvertreter, anwesend ist. 

(2) bis (4) ... (2) bis (4) ... 
Aufgaben und Befugnisse des Aufsichtsrates Aufgaben und Befugnisse des Aufsichtsrates 

§ 17. (1) Der Aufsichtsrat hat die Geschäftsführung zu überwachen. Die 
Mitglieder des Aufsichtsrates sind der Buchhaltungsagentur gegenüber 
verpflichtet, bei ihrer Tätigkeit die Sorgfalt eines ordentlichen Geschäftsmannes 
anzuwenden. Die Weisungs- und Aufsichtsbefugnisse des Bundesministers für 
Finanzen bleiben unberührt. 

§ 17. (1) Der Aufsichtsrat hat die Geschäftsführung zu überwachen. Die 
Mitglieder des Aufsichtsrates sind der Buchhaltungsagentur gegenüber 
verpflichtet, bei ihrer Tätigkeit die Sorgfalt eines ordentlichen Geschäftsmannes 
anzuwenden. Die Weisungs- und Aufsichtsbefugnisse des Bundesministers für 
Finanzen bleiben unberührt. 
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(2) bis (4) ... (2) bis (4) ... 
(5) Dem Aufsichtsrat obliegen insbesondere folgende Aufgaben: (5) Dem Aufsichtsrat obliegen insbesondere folgende Aufgaben: 

 1. Prüfung des von der Geschäftsführung erstellten 
Geschäftsführungskonzeptes und Jahresbudgets sowie Empfehlung 
bezüglich deren Genehmigung an den Bundesminister für Finanzen; 

 1. Prüfung des von der Geschäftsführung erstellten 
Geschäftsführungskonzeptes und Jahresbudgets sowie Empfehlung 
bezüglich deren Genehmigung an den Bundesminister für Finanzen; 

 2. Prüfung der Kalkulation der Entgelte für Leistungen gemäß § 2 Abs. 2 und 
Empfehlung bezüglich deren Festsetzung durch den Bundesminister für 
Finanzen; 

 2. Prüfung der Kalkulation der Entgelte für Leistungen gemäß § 2 Abs. 3 
(vertragliche Leistungen) und Empfehlung bezüglich deren Festsetzung 
durch den Bundesminister für Finanzen; 

 3. bis 16. ...  3. bis 16. ... 
(6) ... (6) ... 

(7) Die Mitglieder des Aufsichtsrates gemäß § 14 Abs. 1 Z 1 und 2 sind 
gegenüber dem Bundesminister für Finanzen und gegenüber den sie entsendenden 
Organen über die Beschlüsse des Aufsichtsrates zur Auskunftserteilung 
verpflichtet. 

(7) Die Mitglieder des Aufsichtsrates gemäß § 14 Abs. 1 Z 1 sind gegenüber 
dem Bundesminister für Finanzen über die Beschlüsse des Aufsichtsrates zur 
Auskunftserteilung verpflichtet. 

Beirat Beirat 
§ 18. (1) Der Beirat besteht aus Vertretern aller haushaltsleitenden Organe 

(§ 6 Abs. 1 BHG 2013). Jedes haushaltsleitende Organ hat einen fachkundigen 
Vertreter (für den ein Stellvertreter zu bestimmen ist) in den Beirat zu entsenden. 
Die Gewerkschaft des öffentlichen Dienstes kann einen nominierten Vertreter zur 
Teilnahme an den Sitzungen des Beirates entsenden. Der Beirat wählt in seiner 
konstituierenden Sitzung aus seiner Mitte einen Vorsitzenden sowie allfällige 
weitere Organe und erlässt eine Geschäftsordnung. Zu den ordentlichen Sitzungen 
des Beirates sind die Mitglieder des Aufsichtsrates und die Geschäftsführung zu 
laden Der Beirat muss mindestens vierteljährlich eine Sitzung abhalten. 

§ 18. (1) Der Beirat besteht aus Vertretern aller haushaltsleitenden Organe 
(§ 6 Abs. 1 BHG 2013). Jedes haushaltsleitende Organ hat einen fachkundigen 
Vertreter (für den ein Stellvertreter zu bestimmen ist) in den Beirat zu entsenden. 
Die Gewerkschaft des öffentlichen Dienstes kann einen nominierten Vertreter zur 
Teilnahme an den Sitzungen des Beirates entsenden. Der Beirat wählt in seiner 
konstituierenden Sitzung aus seiner Mitte einen Vorsitzenden sowie allfällige 
weitere Organe und erlässt eine Geschäftsordnung. Zu den ordentlichen Sitzungen 
des Beirates sind die Mitglieder des Aufsichtsrates und die Geschäftsführung zu 
laden Der Beirat muss mindestens halbjährlich eine Sitzung abhalten. 

(2) Der Beirat hat insbesondere die Aufgaben: (2) Der Beirat hat insbesondere die Aufgaben: 
 1. Unterstützung eines regelmäßigen wechselseitigen Informationsflusses 

zwischen der Buchhaltungsagentur und den Nutzern; 
 1. Unterstützung eines regelmäßigen wechselseitigen Informationsflusses 

zwischen der Buchhaltungsagentur und den Nutzern; 
 2. Erstattung von Empfehlungen in Bezug auf die Aufgaben der 

Buchhaltungsagentur; 
 2. Erstattung von Empfehlungen in Bezug auf die Aufgaben der 

Buchhaltungsagentur; 
 3. Erörterung fachlicher Themen und Problemstellungen im Hinblick auf die 

Aufgaben der Buchhaltungsagentur. 
 3. Erörterung fachlicher Themen und Problemstellungen im Hinblick auf die 

Aufgaben der Buchhaltungsagentur; 
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   4. Erörterung über Art und Umfang der vertraglichen Leistungen gemäß § 2 

Abs. 3 sowie deren Entgelte. 
(3) ... (3) ... 

Aufsichtsrecht des Bundes Aufsichtsrecht des Bundes 
§ 19. (1) und (2) ... § 19. (1) und (2) ... 

(3) Dem Bundesminister für Finanzen obliegen: (3) Dem Bundesminister für Finanzen obliegen: 
 1. die Feststellung des Jahresabschlusses;  1. die Feststellung des Jahresabschlusses; 
 2. die Entlastung der Geschäftsführung sowie des Aufsichtsrates;  2. die Entlastung der Geschäftsführung sowie des Aufsichtsrates; 
 3. die Genehmigung der Geschäftsordnung des Aufsichtsrates;  3. die Genehmigung der Geschäftsordnung des Aufsichtsrates; 
 4. die Bestellung des Abschlussprüfers des Jahresabschlusses;  4. die Bestellung des Abschlussprüfers des Jahresabschlusses; 
 5. Beschlussfassung betreffend die Verwendung des Bilanzgewinnes 

oder -verlustes; 
 5. Beschlussfassung betreffend die Verwendung des Bilanzgewinnes 

oder -verlustes; 
 6. die Genehmigung des Geschäftsführungskonzeptes und des 

Jahresbudgets. 
 6. die Genehmigung des Geschäftsführungskonzeptes, des 

Effizienzsteigerungsprogrammes, des Jahresbudgets (§ 9 Abs. 1 Z 1 und 2) 
sowie der internen Kostenrechnung und der Entgeltkalkulation gemäß § 2 
Abs. 3 (vertragliche Leistungen). 

Vertragsbedienstete Vertragsbedienstete 
§ 21. (1) bis (2) ... § 21. (1) bis (2) ... 
(3) Die Arbeitnehmer gemäß Abs. 1 sind hinsichtlich der Nutzung von Dienst- 

oder Naturalwohnungen so zu behandeln, als ob sie Bundesbedienstete wären. 
Dadurch wird kein Bestandverhältnis an der Wohnung begründet und die 
Bestimmungen des § 80 des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979, BGBl. Nr. 333, 
und der §§ 24a bis 24c des Gehaltsgesetzes 1956 finden weiterhin sinngemäß 
Anwendung. Bei Rückstellung oder Entzug steht die Dienst- oder Naturalwohnung 
wieder jenem Ressort zur Verfügung aus dessen Vollzugsbereich der Arbeitnehmer 
der Agentur zugewiesen wurde. Die Rechte des Dienstgebers im Sinne des § 80 des 
Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979 nimmt der Bundesminister für Finanzen wahr. 

(3) Die Arbeitnehmer gemäß Abs. 1 sind hinsichtlich der Nutzung von Dienst- 
oder Naturalwohnungen so zu behandeln, als ob sie Bundesbedienstete wären. 
Dadurch wird kein Bestandverhältnis an der Wohnung begründet und die 
Bestimmungen des § 80 des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979, BGBl. Nr. 333, 
und der §§ 24a bis 24c des Gehaltsgesetzes 1956 finden weiterhin sinngemäß 
Anwendung. Bei Rückstellung oder Entzug steht die Dienst- oder Naturalwohnung 
wieder jenem Ressort zur Verfügung aus dessen Vollzugsbereich der Arbeitnehmer 
der Buchhaltungsagentur zugewiesen wurde. Die Rechte des Dienstgebers im 
Sinne des § 80 des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979 nimmt der Bundesminister 
für Finanzen wahr. 

(4) bis (7) ... (4) bis (7) ... 
(8) Bis zur Konstituierung des zu wählenden Betriebsrates fungiert der 

Dienststellenausschuss beim Bundesministerium für Finanzen ab dem In-Kraft-
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Treten dieses Bundesgesetzes als Vertretung der Arbeitnehmer der 
Buchhaltungsagentur. Er hat für die Ausschreibung von Betriebsratswahlen so 
zeitgerecht Sorge zu tragen, dass der neugewählte Betriebsrat spätestens 6 Monate 
nach dem letzten sich aus § 101 Abs. 10 BHG, BGBl. I Nr. 37/2004, ergebenden 
Termin seine Tätigkeit aufnehmen kann. 

(9) Für weitere Vertragsbedienstete des Bundes, die bis 30. Juni 2006 in ein 
Beschäftigungsverhältnis zur Buchhaltungsagentur wechseln, werden die für 
Vertragsbedienstete geltenden Bestimmungen des 6. Abschnittes dieses 
Bundesgesetzes ab dem Tag ihrer Aufnahme in ein Beschäftigungsverhältnis zur 
Buchhaltungsagentur wirksam. 

(8) Für weitere Vertragsbedienstete des Bundes, die bis 30. Juni 2006 in ein 
Beschäftigungsverhältnis zur Buchhaltungsagentur wechseln, werden die für 
Vertragsbedienstete geltenden Bestimmungen des 6. Abschnittes dieses 
Bundesgesetzes ab dem Tag ihrer Aufnahme in ein Beschäftigungsverhältnis zur 
Buchhaltungsagentur wirksam. 

§ 31. (1) bis (4) ... § 31. (1) bis (4) ... 
 (5) § 2 Abs. 1 bis 4, § 3 Abs. 1, § 4 samt Überschrift § 7 Abs. 2, § 9 samt 

Überschrift, § 11 Abs. 3 und 4, § 14 samt Überschrift, § 16 Abs. 1, § 17 Abs. 5 Z 2  
und Abs. 7, § 18 Abs. 1 und Abs. 2 Z 3 und 4, § 19 Abs. 3 Z 6, § 21 Abs. 3 und 8 
sowie § 32 Z 2, 3 und 4 in der Fassung des Budgetbegleitgesetzes 2021, BGBl. I 
Nr. XXX/2020, treten mit 1. Jänner 2021 in Kraft; gleichzeitig tritt § 7 Abs. 6 außer 
Kraft. § 9 Abs. 3 und 4 sowie § 11 Abs. 3 und 4 treten mit Ablauf des 31. Dezember 
2028 außer Kraft. 

Vollziehung Vollziehung 
§ 32. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut: § 32. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut: 

 1. Hinsichtlich des § 3 Abs. 3 erster Satz der Bundesminister für 
Landesverteidigung; hinsichtlich des Abs. 3 zweiter Satz der 
Bundesminister für Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Landesverteidigung; 

 1. Hinsichtlich des § 3 Abs. 3 erster Satz der Bundesminister für 
Landesverteidigung; hinsichtlich des Abs. 3 zweiter Satz der 
Bundesminister für Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Landesverteidigung; 

 2. hinsichtlich des § 4 Abs. 4 und 5 und des § 18 Abs. 1 der jeweils 
zuständige Bundesminister; 

 2. hinsichtlich des § 4 Abs. 3 und des § 18 Abs. 1 der jeweils zuständige 
Bundesminister; 

 3. hinsichtlich des § 14 Abs. 1 Z 2 der Bundeskanzler, der Bundesminister für 
Inneres, der Bundesminister für Landesverteidigung und der 
Bundesminister für soziale Sicherheit, Generationen und 
Konsumentenschutz; 

 

 4. im Übrigen der Bundesminister für Finanzen.  3. im Übrigen der Bundesminister für Finanzen. 
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Artikel 8 
Änderung des Finanzausgleichsgesetzes 2017 

§ 10. (1) Die Erträge der im § 9 Abs. 1 angeführten gemeinschaftlichen 
Bundesabgaben mit Ausnahme der Spielbankabgabe werden zwischen dem Bund, 
den Ländern (Wien als Land) und den Gemeinden (Wien als Gemeinde) in 
folgendem Hundertsatzverhältnis geteilt: [...] 

§ 10. (1) Die Erträge der im § 9 Abs. 1 angeführten gemeinschaftlichen 
Bundesabgaben mit Ausnahme der Spielbankabgabe werden zwischen dem Bund, 
den Ländern (Wien als Land) und den Gemeinden (Wien als Gemeinde) in 
folgendem Hundertsatzverhältnis geteilt: [...] 

(1a) [...] (1a) [...] 
(2) Abzuziehen sind 

 1. und 2. [...] 
(2) Abzuziehen sind 

 1. und 2. [...] 
 2a. von den Ertragsanteilen des Bundes bei der Umsatzsteuer ein Betrag in 

Höhe der Ausgaben gemäß dem Bundesgesetz über einen Zweckzuschuss 
aufgrund der Abschaffung des Zugriffs auf Vermögen bei Unterbringung 
von Personen in stationären Pflegeeinrichtungen, BGBl. I Nr. 85/2018, 
und gemäß dem Bundesgesetz über einen Zweckzuschuss aufgrund der 
Abschaffung des Zugriffs auf Vermögen bei Unterbringung von Personen 
in stationären Pflegeeinrichtungen für die Jahre 2019 und 2020, BGBl. I 
Nr. 95/2019, zur Finanzierung dieser Ausgaben; 

 2a. von den Ertragsanteilen des Bundes bei der Umsatzsteuer ein Betrag in 
Höhe der Ausgaben gemäß dem Bundesgesetz über einen Zweckzuschuss 
aufgrund der Abschaffung des Zugriffs auf Vermögen bei Unterbringung 
von Personen in stationären Pflegeeinrichtungen, BGBl. I Nr. 85/2018, 
gemäß dem Bundesgesetz über einen Zweckzuschuss aufgrund der 
Abschaffung des Zugriffs auf Vermögen bei Unterbringung von Personen 
in stationären Pflegeeinrichtungen für die Jahre 2019 und 2020, BGBl. I 
Nr. 95/2019, und gemäß dem gemäß dem Bundesgesetz xxx [Name des BG 
noch nicht bekannt], zur Finanzierung dieser Ausgaben; 

 3. und 4. [...]  3. und 4. [...] 
(3) bis (8) [...] (3) bis (8) [...] 

3. Abschnitt 
Familie und Arbeit 

Artikel 11 
Änderung des Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetzes 

Arbeitslosenversicherungsbeitrag bei geringem Einkommen Arbeitslosenversicherungsbeitrag bei geringem Einkommen 
§ 2a. (1) bis (6) … § 2a. (1) bis (6) … 
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 (7) Während der Dauer der Kurzarbeit ist der vom Arbeitnehmer zu tragende 

Anteil auf Grund des der verkürzten Arbeitszeit entsprechenden Entgeltes – 
einschließlich Kurzarbeitsunterstützung – zu entrichten. Der Anteil richtet sich bei 
entsprechend geringem Einkommen nach Abs. 1 Z 1 bis 3; bei darüber liegendem 
Einkommen beträgt er die Hälfte des Arbeitslosenversicherungsbeitrages 
(Sonderbeitrages). 

Inkrafttreten Inkrafttreten 
§ 10. (1) bis (73) … § 10. (1) bis (73) … 
(74) § 14 Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 98/2020 tritt 

mit 1. Jänner 2021 in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2022 außer Kraft. 
(74) § 14 Abs. 4 in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. I Nr. 98/2020 und 

BGBl. I Nr. XXX/2020 tritt mit 1. Oktober 2020 in Kraft und mit Ablauf des 
31. Dezember 2022 außer Kraft. 

(75) … (75) … 
 (76) § 2a Abs. 7 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/2020 

tritt mit 1. Jänner 2021 in Kraft. 
Finanzielle Bedeckung bestimmter Beihilfen nach dem AMSG Finanzielle Bedeckung bestimmter Beihilfen nach dem AMSG 

§ 13. (1) Beihilfen bei Kurzarbeit gemäß § 37b AMSG und Beihilfen bei 
Kurzarbeit mit Qualifizierung gemäß § 37c AMSG sind bis zu einer Obergrenze 
von 20 Mio. € jährlich wie Ausgaben nach dem AlVG zu behandeln. Die 
Bundesministerin für Familie, Arbeit und Jugend wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen die Obergrenze von 1000 
Millionen Euro für das Jahr 2020 mit Verordnung den Erfordernissen aus der 
Bewältigung der durch die Bedrohung durch COVID-19 resultierenden 
Gegebenheiten entsprechend anzupassen. 

§ 13. (1) Beihilfen bei Kurzarbeit gemäß § 37b AMSG und Beihilfen bei 
Kurzarbeit mit Qualifizierung gemäß § 37c AMSG sind bis zu einer Obergrenze 
von 20 Mio. € jährlich wie Ausgaben nach dem AlVG zu behandeln. Die 
Bundesministerin für Arbeit, Familie und Jugend wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen die Obergrenze von 1 000 
Millionen Euro für das Jahr 2020 und für das Jahr 2021 mit Verordnung an die 
Erfordernisse zur Bewältigung der Folgen der COVID-19-Krise entsprechend 
anzupassen. 

(2) bis (5) … (2) bis (5) … 
Überweisung an den Insolvenz-Entgelt-Fonds Überweisung an den Insolvenz-Entgelt-Fonds 

§ 14. (1) … § 14. (1) … 
(2) Die betreffenden Mittel sind jeweils zu akontieren und auf der Grundlage 

einer gesonderten Berechnung des Dachverbandes abzurechnen. Die Abrechnung 
hat jeweils im September des Folgejahres zu erfolgen. Die Differenz zwischen der 
Akontierung und den tatsächlichen bei der Abrechnung festgestellten Einnahmen 
ist mit der jeweils nächstfolgenden Akontierung gegen zu rechnen. Die 

(2) Die betreffenden Mittel sind jeweils zu akontieren und auf der Grundlage 
einer gesonderten Berechnung des Dachverbandes abzurechnen. Die Abrechnung 
hat jeweils im September des Folgejahres zu erfolgen. Die Differenz zwischen der 
Akontierung und den tatsächlichen bei der Abrechnung festgestellten Einnahmen 
ist mit der jeweils nächstfolgenden Akontierung gegen zu rechnen. Die 
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Akontierung hat auf der Grundlage einer Prognose ausgehend von den bis dahin 
vorliegenden Daten betreffend die Entwicklung der Beschäftigung und der 
Einkommen der arbeitslosenversicherungs(beitrags)pflichtigen unselbständig 
Beschäftigten, die das 58. Lebensjahr vollendet haben, zu erfolgen. 

Akontierung hat auf der Grundlage einer Prognose ausgehend von den bis dahin 
vorliegenden Daten betreffend die Entwicklung der Beschäftigung und der 
Einkommen der arbeitslosenversicherungs(beitrags)pflichtigen unselbständig 
Beschäftigten, die das 58. Lebensjahr vollendet haben, zu erfolgen. 

(3) Die Akontierung der Mittel hat für das Jahr 2011 im Dezember 2011 und 
ab 2012 jeweils im Oktober des betreffenden Jahres zu erfolgen. Im Jahr 2014 hat 
im Juni eine Anzahlung auf die in Abs. 2 genannte Akontierung iHv 70 %, ab dem 
Jahr 2015 im Februar iHv jeweils 40 %, und im Juni iHv 30 % zu erfolgen. 

(3) Die Akontierung der Mittel hat für das Jahr 2011 im Dezember 2011 und 
ab 2012 jeweils im Oktober des betreffenden Jahres zu erfolgen. Im Jahr 2014 hat 
im Juni eine Anzahlung auf die in Abs. 2 genannte Akontierung iHv 70 %, ab dem 
Jahr 2015 im Februar iHv jeweils 40 %, und im Juni iHv 30 % zu erfolgen. 

(4) Die gemäß Abs. 2 und 3 in den Jahren 2021 und 2022 ermittelten Beträge 
sind im Jahr 2021 um 50 Mio. Euro und im Jahr 2022 um 100 Mio. Euro zu 
vermindern. 

(4) Die gemäß Abs. 2 und 3 in den Jahren 2020 und 2022 ermittelten Beträge 
sind im Jahr 2020 um 50 Mio. Euro und im Jahr 2022 um 100 Mio. Euro zu 
vermindern. 

Artikel 12 
Änderung des Arbeitsmarktservicegesetzes 

Beihilfen bei Kurzarbeit Beihilfen bei Kurzarbeit 
§ 37b. (1) bis (4) … § 37b. (1) bis (4) … 
(5) Die Kurzarbeitsunterstützung gilt für die Lohnsteuer als steuerpflichtiger 

Lohn und für sonstige Abgaben und Beihilfen auf Grund bundesgesetzlicher 
Vorschriften als Entgelt. Während des Bezuges der Kurzarbeitsunterstützung 
richten sich die Beiträge und die Leistungen der Sozialversicherung nach der 
letzten Beitragsgrundlage vor Eintritt der Kurzarbeit, wenn diese höher ist als die 
aktuelle Beitragsgrundlage. Die auf den Arbeitnehmer entfallenden 
Sozialversicherungsbeiträge sowie sonstige auf den Arbeitnehmer entfallende 
Beiträge auf Grund bundes- oder landesgesetzlicher Vorschriften zwischen dieser 
erhöhten Beitragsgrundlage und der aktuellen Beitragsgrundlage trägt der 
Arbeitgeber allein. § 12 Abs. 2 des Bauarbeiter-Schlechtwetter-
entschädigungsgesetzes (BSchEG), BGBl. Nr. 129/1957, bleibt davon unberührt. 
Eine Kommunalsteuer hat der Arbeitgeber für die Kurzarbeitsunterstützung nicht 
zu entrichten. 

(5) Die Kurzarbeitsunterstützung gilt für die Lohnsteuer als steuerpflichtiger 
Lohn und für sonstige Abgaben und Beihilfen auf Grund bundesgesetzlicher 
Vorschriften als Entgelt. Während der Dauer der Kurzarbeit richten sich die 
Beiträge und die Leistungen der Sozialversicherung nach der letzten 
Beitragsgrundlage vor Eintritt der Kurzarbeit, wenn diese höher ist als die aktuelle 
Beitragsgrundlage. Die auf den Arbeitnehmer entfallenden 
Sozialversicherungsbeiträge sowie sonstige auf den Arbeitnehmer entfallende 
Beiträge auf Grund bundes- oder landesgesetzlicher Vorschriften zwischen dieser 
erhöhten Beitragsgrundlage und der aktuellen Beitragsgrundlage trägt der 
Arbeitgeber allein. Der Arbeitnehmerbeitragsanteil zur Arbeitslosenversicherung 
richtet sich nach § 2a Abs. 7 des Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetzes 
(AMPFG), BGBl. Nr. 315/1994. § 12 Abs. 2 des Bauarbeiter-Schlechtwetter-
entschädigungsgesetzes (BSchEG), BGBl. Nr. 129/1957, bleibt davon unberührt. 
Eine Kommunalsteuer hat der Arbeitgeber für die Kurzarbeitsunterstützung nicht 
zu entrichten. 

(6) … (6) … 



  27 von 38 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(7) Wirtschaftliche Schwierigkeiten als Auswirkungen im Zusammenhang 

mit dem Coronavirus (COVID-19) sind vorübergehende nicht saisonbedingte 
wirtschaftliche Schwierigkeiten im Sinne des Abs. 1 Z 1. Die Richtlinie gemäß 
Abs. 4 kann für diese Fälle abweichend von Abs. 3 höhere Pauschalsätze vorsehen. 
Abweichend von Abs. 3 sind durch die Beihilfe auch die auf Grund der besonderen 
Beitragsgrundlage erhöhten Aufwendungen des Dienstgebers für die Beiträge zur 
Sozialversicherung abzugelten. 

(7) Wirtschaftliche Schwierigkeiten als Auswirkungen im Zusammenhang 
mit dem Coronavirus (COVID-19) sind vorübergehende nicht saisonbedingte 
wirtschaftliche Schwierigkeiten im Sinne des Abs. 1 Z 1. Die Richtlinie gemäß 
Abs. 4 kann für diese Fälle abweichend von Abs. 3 höhere Pauschalsätze vorsehen. 
Abweichend von Abs. 3 sind durch die Beihilfe auch die auf Grund der besonderen 
Beitragsgrundlage erhöhten Aufwendungen des Dienstgebers für die Beiträge zur 
Sozialversicherung abzugelten. 

 (8) Die Nichterfüllung der Voraussetzung eines vollentlohnten Kalender-
monats vor Beginn der Kurzarbeit ist kein Rückforderungstatbestand, soweit die 
Kurzarbeit im Zeitraum vom 1. März bis 31. Mai 2020 begonnen hat. 

Inkrafttreten Inkrafttreten 
§ 78. (1) bis (37) … § 78. (1) bis (37) … 
(38) § 37b Abs. 7 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 16/2000 tritt 

rückwirkend mit 1. März 2020 in Kraft und mit 31. Dezember 2020 außer Kraft. 
(38) § 37b Abs. 7 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 16/2000 tritt 

rückwirkend mit 1. März 2020 in Kraft und mit Ablauf des 31. März 2021 außer 
Kraft. 

(39) und (40) … (39) und (40) … 
 (41) In der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/2020 tritt 

 1. § 37b Abs. 8 rückwirkend mit 1. März 2020 in Kraft und mit Ablauf des 
31. Mai 2023 außer Kraft sowie 

 2. § 37b Abs. 5 mit 1. Jänner 2021 in Kraft. 

Artikel 13 
Änderung des Bauarbeiter-Schlechtwetterentschädigungsgesetzes 1957 

Inkrafttreten Inkrafttreten 
§ 19. (1) bis (15) … § 19. (1) bis (15) … 

 (16) § 20 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/2020 tritt mit 
1. Jänner 2021 in Kraft. 
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Übergangsbestimmungen Übergangsbestimmungen 

§ 20. Zur Deckung des Aufwandes ist in den nachstehend genannten Jahren 
ein jährlicher Beitrag aus der Gebarung Arbeitsmarktpolitik zu leisten. Dieser 
beträgt in den Jahren 2007 bis 2014 jeweils 2,5 Mio. €, in den Jahren 2015 und 
2016 jeweils 3 Mio. € und in den Jahren 2017, 2018 und 2019 jeweils 5 Mio. € 
sowie im Jahr 2020 3 Mio. €. § 12 Abs. 3, 6 und 7 sind während dieser Zeit nicht 
anzuwenden. 

§ 20. Zur Deckung des Aufwandes ist in den nachstehend genannten Jahren 
ein jährlicher Beitrag aus der Gebarung Arbeitsmarktpolitik zu leisten. Dieser 
beträgt in den Jahren 2007 bis 2014 jeweils 2,5 Mio. €, in den Jahren 2015 und 
2016 jeweils 3 Mio. € und in den Jahren 2017, 2018 und 2019 jeweils 5 Mio. € 
sowie in den Jahren 2020 und 2021 jeweils 3 Mio. €. § 12 Abs. 3, 6 und 7 sind 
während dieser Zeit nicht anzuwenden. 

Artikel 14 
Änderung des Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetzes 

Bundesbeitrag zur Deckung des Aufwandes für die mit Aufgaben der 
Sozialbetrugsbekämpfung betrauten Bediensteten 

Bundesbeitrag zur Deckung des Aufwandes für die mit Aufgaben der 
Sozialbetrugsbekämpfung betrauten Bediensteten 

§ 17a. (1)…. § 17a. (1)… 
(2) Im Jahr 2020 fließt der Bundesbeitrag nach Abs. 1 dem Sachbereich 

Schlechtwetterentschädigung zu. 
(2) Im Jahr 2020 sowie im Jahr 2021 fließt der Bundesbeitrag nach Abs. 1 

dem Sachbereich Schlechtwetterentschädigung zu. 
Wirksamkeitsbeginn Wirksamkeitsbeginn 

§ 40. (1) bis (38) … § 40. (1) bis (38) … 
(39) § 39a samt Überschrift in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 16/2020 tritt mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft. 
(39) § 39a samt Überschrift in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 16/2020 tritt mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft. 
(40) § 31 Abs. 4 sowie § 31a Abs. 3, jeweils in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 54/2020 treten mit 1. Juli 2020 in Kraft. 
(40) § 31 Abs. 4 sowie § 31a Abs. 3, jeweils in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 54/2020 treten mit 1. Juli 2020 in Kraft. 
(XX) Die §§ 4 Abs. 1 sowie 13o Abs. 1 und Abs. 1a in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 74/2020 treten mit 1. Jänner 2021 in Kraft. Die §§ 13i 
Abs. 4 und 13k Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 74/2020 
treten mit 1. Dezember 2020 in Kraft 

(41) Die §§ 4 Abs. 1 sowie 13o Abs. 1 und Abs. 1a in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 74/2020 treten mit 1. Jänner 2021 in Kraft. Die §§ 13i 
Abs. 4 und 13k Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 74/2020 
treten mit 1. Dezember 2020 in Kraft. 

(39) § 17a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 98/2020 tritt mit 
XXX 2020 in Kraft. 

(42) § 17a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 98/2020 tritt 
rückwirkend mit 1. April 2020 in Kraft. 

(40) § 31 Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 104/2019 tritt 
nicht in Kraft. 

(43) § 31 Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 104/2019 tritt 
nicht in Kraft. 
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(41) § 31 Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr 99/2020 tritt 

mit 1. Jänner 2021 in Kraft. 
(44) § 31 Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 99/2020 tritt 

mit 1. Jänner 2021 in Kraft. 
 (45) § 17a Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/2020 

tritt mit 1. Jänner 2021 in Kraft. 

Artikel 15 
Änderung des Betrieblichen Mitarbeiter- und Selbständigenvorsorgegesetzes 

Beginn und Höhe der Beitragszahlung Beginn und Höhe der Beitragszahlung 
§ 6. (1) bis (3) ... § 6. (1) bis (3) ... 
(4) Für die Dauer der Inanspruchnahme der Altersteilzeit nach § 27 des 

Arbeitslosenversicherungsgesetzes (AlVG), BGBl. Nr. 609/1977, der Teilpension 
nach § 27a AlVG, der Bildungsteilzeit nach § 11a des Arbeitsvertragsrechts-
Anpassungsgesetzes (AVRAG), BGBl. Nr. 459/1993, des Solidaritätsprämien-
modells nach § 13 AVRAG, der Wiedereingliederungsteilzeit nach § 13a AVRAG, 
der Herabsetzung der Normalarbeitszeit nach den §§ 14a, 14b oder 14d AVRAG, 
sowie die Dauer einer Kurzarbeit oder einer Qualifizierungsmaßnahme nach den 
§§ 37b oder 37c des Arbeitsmarktservicegesetzes (AMSG), BGBl. Nr. 313/1994, 
ist als Bemessungsgrundlage für den Beitrag des Arbeitgebers das monatliche 
Entgelt auf Grundlage der Arbeitszeit vor der Herabsetzung der Normalarbeitszeit 
heranzuziehen. 

(4) Für die Dauer der Inanspruchnahme der Altersteilzeit nach § 27 des 
Arbeitslosenversicherungsgesetzes (AlVG), BGBl. Nr. 609/1977, der Teilpension 
nach § 27a AlVG, der Bildungsteilzeit nach § 11a des Arbeitsvertragsrechts-
Anpassungsgesetzes (AVRAG), BGBl. Nr. 459/1993, des Solidaritätsprämien-
modells nach § 13 AVRAG, der Wiedereingliederungsteilzeit nach § 13a AVRAG, 
der Herabsetzung der Normalarbeitszeit nach den §§ 14a, 14b oder 14d AVRAG, 
sowie die Dauer einer Kurzarbeit oder einer Qualifizierungsmaßnahme nach den 
§§ 37b oder 37c des Arbeitsmarktservicegesetzes (AMSG), BGBl. Nr. 313/1994, 
ist als Bemessungsgrundlage für den Beitrag des Arbeitgebers das monatliche 
Entgelt auf Grundlage der Arbeitszeit vor der Herabsetzung der Normalarbeitszeit 
heranzuziehen. Wenn und solange das monatliche Entgelt – einschließlich 
Kurzarbeitsunterstützung – während der Kurzarbeit höher ist als das monatliche 
Entgelt im Sinne des ersten Satzes, ist das monatliche Entgelt – einschließlich 
Kurzarbeitsunterstützung – während der Kurzarbeit als Bemessungsgrundlage für 
den Beitrag heranzuziehen. Dies gilt auch für Arbeitnehmer, die den 
Landarbeitsordnungen der Bundesländer und in Vorarlberg dem Land- und 
Forstarbeitsgesetz sowie dem Land- und Forstarbeiter-Dienstrechtsgesetz, BGBl. 
Nr. 280/1980, unterliegen, die am 1. Oktober 2020 in Kraft sind. 

(5) ... (5) ... 
Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 73. (1) bis (34) ... § 73. (1) bis (34) ... 
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 (35) § 6 Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/2020 tritt 

rückwirkend mit 1. Oktober 2020 in Kraft. 

Artikel 24 
Änderung des Pensionsgesetzes 1965 

Auswirkungen künftiger Änderungen dieses Bundesgesetzes und Anpassung 
der wiederkehrenden Leistungen 

Auswirkungen künftiger Änderungen dieses Bundesgesetzes und Anpassung 
der wiederkehrenden Leistungen 

§ 41. (1) bis (6) … § 41. (1) bis (6) … 
 (7) Die in § 744 Abs. 1 und 2 ASVG für das Kalenderjahr 2021 festgelegte 

Vorgangsweise bei der Pensionsanpassung ist sinngemäß mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass das Gesamtpensionseinkommen einer Person die Summe aller 
im Dezember 2020 

  – nach diesem Bundesgesetz aufgrund eines öffentlich-rechtlichen 
Dienstverhältnisses zum Bund, 

  – nach dem Bundestheaterpensionsgesetz, BGBl. Nr. 159/1958, 
  – nach dem Bezügegesetz, BGBl. Nr. 273/1972, und 
  – nach dem Verfassungsgerichtshofgesetz 1953, BGBl. Nr. 85/1953, 

 gebührenden und der Pensionsanpassung zum 1. Jänner 2021 unterliegenden 
Ruhe- und Versorgungsbezüge umfasst. Bei der Anpassung der Pensionen von 
Beamtinnen und Beamten der Länder, auf die dieses Bundesgesetz anzuwenden ist, 
ist kein Gesamtpensionseinkommen zu bilden. Bei einer Erhöhung nach § 744 
Abs. 1 Z 4 ASVG ist der gesamte Erhöhungsbetrag dem Ruhe- oder 
Versorgungsgenuss zuzurechnen. Bezieht eine Person zwei oder mehrere Ruhe- 
oder Versorgungsbezüge, so ist § 744 Abs. 3 ASVG entsprechend anzuwenden. 

Übergangsbestimmungen zu § 41 Abs. 1 Übergangsbestimmungen zu § 41 Abs. 1 
§ 41a. (1) Folgende Bestimmungen sind auch auf Personen anzuwenden, die 

zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens der jeweiligen Änderung Anspruch auf 
monatlich wiederkehrende Geldleistungen nach diesem Bundesgesetz hatten: 

§ 41a. (1) Folgende Bestimmungen sind auch auf Personen anzuwenden, die 
zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens der jeweiligen Änderung Anspruch auf 
monatlich wiederkehrende Geldleistungen nach diesem Bundesgesetz hatten: 

 1. bis 3. unverändert  1. bis 3. unverändert 
 4. § 41 Abs. 2 bis 6 in der jeweils geltenden Fassung,  4. § 41 Abs. 2 bis 7 in der jeweils geltenden Fassung, 
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 5. …  5. … 

(2) bis (8) … (2) bis (8) … 

Artikel 25 
Änderung des Bundestheaterpensionsgesetzes 

Anpassung der Ruhe(Versorgungs)genüsse Anpassung der Ruhe(Versorgungs)genüsse 
§ 11. (1) bis (7) … § 11. (1) bis (7) … 

 (8) Die in § 744 Abs. 1 und 2 ASVG für das Kalenderjahr 2021 festgelegte 
Vorgangsweise bei der Pensionsanpassung ist sinngemäß mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass das Gesamtpensionseinkommen einer Person die Summe aller 
im Dezember 2020 

  – nach diesem Bundesgesetz, 
  – nach dem PG 1965 aufgrund eines öffentlich-rechtlichen 

Dienstverhältnisses zum Bund, 
  – nach dem Bezügegesetz, BGBl. Nr. 273/1972, und 
  – nach dem Verfassungsgerichtshofgesetz 1953, BGBl. Nr. 85/1953, 

 gebührenden und der Pensionsanpassung zum 1. Jänner 2021 unterliegenden 
Ruhe- und Versorgungsbezüge umfasst. Bei einer Erhöhung nach § 744 Abs. 1 Z 4 
ASVG ist der gesamte Erhöhungsbetrag dem Ruhe- oder Versorgungsgenuss 
zuzurechnen. Bezieht eine Person zwei oder mehrere Ruhe- oder 
Versorgungsbezüge, so ist § 744 Abs. 3 ASVG entsprechend anzuwenden. 

Artikel 26 
Änderung des Bundesbahn-Pensionsgesetzes 

Auswirkung künftiger Änderungen pensionsrechtlicher Bestimmungen, des 
Gehaltes und der ruhegenussfähigen Zulagen 

Auswirkung künftiger Änderungen pensionsrechtlicher Bestimmungen, des 
Gehaltes und der ruhegenussfähigen Zulagen 

§ 37. (1) bis (6) … § 37. (1) bis (6) … 
 (7) Die in § 744 Abs. 1 und 2 ASVG für das Kalenderjahr 2021 festgelegte 

Vorgangsweise bei der Pensionsanpassung ist sinngemäß mit der Maßgabe 
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anzuwenden, dass kein Gesamtpensionseinkommen zu bilden ist. Bei einer 
Erhöhung nach § 744 Abs. 1 Z 4 ASVG ist der gesamte Erhöhungsbetrag dem 
Ruhe- oder Versorgungsgenuss zuzurechnen. 

Übergangsbestimmungen Übergangsbestimmungen 
§ 60. (1) bis (5) … § 60. (1) bis (5) … 
(6) Folgende Bestimmungen sind auch auf Personen anzuwenden, die zum 

Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens der jeweiligen Änderung Anspruch auf monatlich 
wiederkehrende Geldleistungen nach diesem Bundesgesetz hatten: 

(6) Folgende Bestimmungen sind auch auf Personen anzuwenden, die zum 
Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens der jeweiligen Änderung Anspruch auf monatlich 
wiederkehrende Geldleistungen nach diesem Bundesgesetz hatten: 

 1. und 2. …  1. und 2. … 
 3. § 37 Abs. 2 bis 6 in der jeweils geltenden Fassung,  3. § 37 Abs. 2 bis 7 in der jeweils geltenden Fassung, 
 4. …  4. … 

(7) bis (15) … (7) bis (15) … 

Artikel 27 
Änderung des Nachtschwerarbeitsgesetzes (NSchG) 

Artikel XIII Artikel XIII 
Übergangsbestimmungen Übergangsbestimmungen 

(1) bis (11) … (1) bis (11) … 
(12) Art. XI Abs. 5 ist in den Kalenderjahren 1997 bis 2011 und im 

Kalenderjahr 2017 nicht anzuwenden. 
(12) Art. XI Abs. 5 ist in den Kalenderjahren 1997 bis 2011 und in den 

Kalenderjahren 2017 und 2020 nicht anzuwenden. 
(13) … (13) … 

Artikel 29 
Änderung des Behinderteneinstellungsgesetzes 

Ausgleichstaxfonds 
§ 10. (1) … § 10. (1) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(1a) Aus allgemeinen Budgetmitteln sind jährlich 90 Mio. Euro für 

Maßnahmen der beruflichen Inklusion für Menschen mit Behinderungen zur 
Verfügung zu stellen. Dieser Betrag ist ausgehend vom Basisjahr 2018 jährlich ab 
dem Jahr 2019 nach dem für den Bereich des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes festgesetzten Anpassungsfaktor zu vervielfachen. 
Dem Ausgleichstaxfonds fließen diese Mittel abzüglich jenes Betrages, der für 
Maßnahmen nach § 10a Abs. 1 lit. k zu verwenden ist, zu. 

(1a) Aus allgemeinen Budgetmitteln sind jährlich 90 Mio. Euro für 
Maßnahmen der beruflichen Inklusion für Menschen mit Behinderungen zur 
Verfügung zu stellen. Dieser Betrag ist ausgehend vom Basisjahr 2018 jährlich ab 
dem Jahr 2019 nach dem für den Bereich des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes festgesetzten Anpassungsfaktor zu vervielfachen. 
Dem Ausgleichstaxfonds fließen diese Mittel abzüglich jenes Betrages, der für 
Maßnahmen nach § 10a Abs. 1 lit. k zu verwenden ist, zu. 

 (1b) Zusätzlich zu den gemäß Abs. 1a zur Verfügung gestellten Mitteln sind 
aufgrund des außerordentlichen COVID-19 Krisengeschehens in den Jahren 2021 
und 2022 aus allgemeinen Budgetmitteln jeweils 40 Mio. Euro für Maßnahmen zur 
beruflichen Inklusion von Menschen mit Behinderungen zur Verfügung zu stellen. 

… … 
Inkrafttreten 

§ 25. (1) bis (24) … § 25. (1) bis (24) … 
 (25) § 10 Abs. 1b in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxxx/2020 

tritt mit 1. Jänner 2021 in Kraft. 

Artikel 30 
Änderung des COVID-19-Zweckzuschussgesetzes 

§ 1. (1) Der Bund leistet aus Mitteln des COVID-19-Krisenbewältigungsfonds 
einen Zweckzuschuss an die Länder in Höhe ihrer zusätzlich entstandenen 
Aufwendungen aufgrund der COVID-19-Krise 
 1. für Schutzausrüstung im Zeitraum März bis Mai 2020, 
 2. für Personalkosten für die telefonische Gesundheitsberatung unter der 

Rufnummer 1450 im Zeitraum März bis April 2020 und 
 3. für Barackenspitäler im Zeitraum März bis Mai 2020, und 
 4. durch Verzicht auf seine Ansprüche gegen die Länder gemäß § 1 Abs. 2 

des Bundesgesetzes, mit dem eine Ermächtigung zur Verfügung über 
Bundesvermögen erteilt wird, BGBl. I Nr. 23/2020 in der Fassung BGBl. I 
Nr. 44/2020, auf Aufrechnung aus der Verteilung von medizinischen 

§ 1. (1) Der Bund leistet aus Mitteln des COVID-19-Krisenbewältigungsfonds 
einen Zweckzuschuss an die Länder in Höhe ihrer zusätzlich entstandenen 
Aufwendungen aufgrund der COVID-19-Krise 
 1. für Schutzausrüstung im Zeitraum März bis Dezember 2020, 
 2. für Personalkosten für die telefonische Gesundheitsberatung unter der 

Rufnummer 1450 im Zeitraum März bis Dezember 2020, 
 3. für Barackenspitäler im Zeitraum März bis Dezember 2020, 
 4. durch Verzicht auf seine Ansprüche gegen die Länder gemäß § 1 Abs. 2 

des Bundesgesetzes, mit dem eine Ermächtigung zur Verfügung über 
Bundesvermögen erteilt wird, BGBl. I Nr. 23/2020 in der Fassung BGBl. I 
Nr. 44/2020, auf Aufrechnung aus der Verteilung von medizinischen 
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Produkten, die vom Bund zur Verhinderung der Ausbreitung von SARS-
CoV- 2 sowie zur Behandlung von Covid-19-Patienten im Zeitraum März 
bis Juni 2020 beschafft wurden. 

Produkten, die vom Bund zur Verhinderung der Ausbreitung von SARS-
CoV- 2 sowie zur Behandlung von Covid-19-Patienten im Zeitraum März 
bis Dezember 2020 beschafft wurden, 

 5. für alle im direkten Zusammenhang mit nach Z 2 entstandenen Kosten wie 
Infrastrukturkosten sowie Recruiting- und Schulungskosten im Zeitraum 
von März 2020 bis Dezember 2020 und 

 6.  für den administrativen Aufwand im Zusammenhang mit nach § 5 des 
Epidemiegesetzes 1950 angeordneten Testungen im Zeitraum von März 
2020 bis Dezember 2020. 

Inkrafttreten Inkrafttreten 
§ 4. Dieses Bundesgesetz tritt mit Ablauf des Tages der Kundmachung in 

Kraft. 
§ 4. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit Ablauf des Tages der Kundmachung in 

Kraft. 
(2) Der § 1 Abs. 1 Z 1 bis 6 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. XXX/2020 tritt mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft. 

Artikel 32 
Bundesgesetz über die Finanzierung des Vereins für Konsumenteninformation im Jahr 2021  

(VKI-Finanzierungsgesetz 2021 – VKI-FinanzG 2021) 

Bundesgesetz über die Finanzierung des Vereins für 
Konsumenteninformation im Jahr 2020 (VKI-FinanzG 2020) 

Bundesgesetz über die Finanzierung des Vereins für 
Konsumenteninformation im Jahr 2021 (VKI-Finanzierungs-
gesetz 2021 – VKI-FinanzG 2021) 

§ 1. (1) Der Bund hat dem Verein für Konsumenteninformation (VKI) im 
Jahr 2020 für den laufenden Betrieb und für die Erfüllung des Vereinszwecks 
insgesamt 4,75 Mio € zur Verfügung zu stellen. Quartalsweise 
Vorschusszahlungen sind zulässig. 

§ 1. (1) Der Bund hat dem Verein für Konsumenteninformation (VKI) im 
Jahr 2021 für den laufenden Betrieb und für die Erfüllung des Vereinszwecks 
insgesamt 5 Mio. € zur Verfügung zu stellen. Quartalsweise Vorschusszahlungen 
sind zulässig. 

(2) Die Mittel gemäß Abs. 1 sind zu 40 v.H. als Basisförderung, im Übrigen 
für die Finanzierung der Aufgaben gemäß § 2a lit a bis n der Vereinsstatuten des 
VKI in der am 1. November 2019 geltenden Fassung zu widmen. 

(2) Die Mittel gemäß Abs. 1 sind zu 40 v.H. als Basisförderung, im Übrigen 
für die Finanzierung der Aufgaben gemäß § 2a lit. a bis n der Vereinsstatuten des 
VKI in der am 1. Mai 2020 geltenden Fassung zu widmen. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(3) Über die Förderungen gemäß Abs. 1 sind Förderverträge zu schließen, die 

auch geeignete Regelungen für den Nachweis und die Kontrolle der 
zweckentsprechenden und sparsamen Verwendung der Mittel enthalten. Die 
Förderverträge haben die Erfüllung des Vereinszwecks zu ermöglichen, dürfen 
nicht in Widerspruch zu den Statuten des Vereins stehen und keinen Einfluss auf 
die Auswahl der Gegenstände der Vereinstätigkeit nehmen. 

(3) Über die Förderungen gemäß Abs. 1 sind Förderverträge zu schließen, die 
auch geeignete Regelungen für den Nachweis und die Kontrolle der 
zweckentsprechenden und sparsamen Verwendung der Mittel enthalten. Die 
Förderverträge haben die Erfüllung des Vereinszwecks zu ermöglichen, dürfen 
nicht in Widerspruch zu den Statuten des Vereins stehen und keinen Einfluss auf 
die Auswahl der Gegenstände der Vereinstätigkeit nehmen. 

§ 2. Mit der Vollziehung ist die Bundesministerin für Arbeit, Soziales, 
Gesundheit und Konsumentenschutz betraut, hinsichtlich § 1 Abs. 3 im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen. 

§ 2. Mit der Vollziehung ist der Bundesminister für Soziales, Gesundheit, 
Pflege und Konsumentenschutz betraut, hinsichtlich § 1 Abs. 3 im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Finanzen. 

Artikel 34 
Änderung des Gesundheits- und Ernährungssicherheitsgesetzes 

Schlussbestimmungen Schlussbestimmungen 
§ 19. (1) bis (14) ... § 19. (1) bis (14) ... 
(15) Einnahmen aus Tätigkeiten gemäß den §§ 6, 6a, 6b und 8, wie 

insbesondere Gebühreneinnahmen, sind Einnahmen der Agentur. Die Agentur hat 
die Bücher in Bezug auf die Aufgaben gemäß § 8 Abs. 7, in Bezug auf die 
Aufgaben gemäß §§ 6a, 6b Abs. 2 und 8 Abs. 2 Z 13 bis 16 sowie in Bezug auf die 
Aufgabe nach § 8 Abs. 2 Z 17 jeweils in einem gesonderten Rechnungskreis und 
kostenrechnungsmäßig gesondert zu führen. Außerdem sind im Jahresabschluss 
der Agentur diese Aufgabenbereiche jeweils in einem gesonderten Abschnitt 
auszuweisen. Die Geschäftsführung der Agentur hat sicherzustellen, dass 
Einnahmen nach § 6a ausschließlich zur Finanzierung der in den §§ 6a und 8 
Abs. 2 Z 13 bis 16 genannten Aufgaben sowie Einnahmen nach § 6b 
ausschließlich zur Finanzierung der in den § 6b genannten Aufgaben verwendet 
werden. 

(15) Einnahmen aus Tätigkeiten gemäß den §§ 6, 6a, 6b und 8, wie insbesondere 
Gebühreneinnahmen, sind Einnahmen der Agentur. Die Agentur hat die Bücher in 
Bezug auf die Aufgaben gemäß § 6a und § 8 Abs. 2 Z 14 bis 16 in einem 
gesonderten Rechnungskreis und kostenrechnungsmäßig gesondert zu führen. Die 
Geschäftsführung der Agentur hat sicherzustellen, dass Einnahmen nach § 6a 
ausschließlich zur Finanzierung der in § 6a und § 8 Abs. 2 Z 14 bis 16 genannten 
Aufgaben verwendet werden. 

(16) bis (28) ... (16) bis (28) ... 
Inkrafttreten von Novellenvorschriften Inkrafttreten von Novellenvorschriften 

§ 21. (1) bis (4) ... § 21. (1) bis (4) ... 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 (5) § 19 Abs. 15 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/2020 

tritt mit 1. Jänner 2021 in Kraft. 

5. Abschnitt 
Universitäten, Forschungsförderung, Kunst und Kultur 

Artikel 35 
Änderung des Universitätsgesetzes 2002 

6a. Abschnitt 
Zukünftige kapazitätsorientierte, studierendenbezogene 

Universitätsfinanzierung 

Leistungsvereinbarungen für den Zeitraum 2019 bis 2021 

6a. Abschnitt 
Zukünftige kapazitätsorientierte, studierendenbezogene 

Universitätsfinanzierung 

Leistungsvereinbarungen für den Zeitraum 2019 bis 2021 

§ 141b. Der Gesamtbetrag zur Finanzierung der Universitäten (§ 12 Abs. 2) 
beträgt für die Leistungsvereinbarungsperiode 2019 bis 2021  
10,992 Milliarden €. 

§ 141b. Der Gesamtbetrag zur Finanzierung der Universitäten (§ 12 Abs. 2) 
beträgt für die Leistungsvereinbarungsperiode 2019 bis 2021  
11 004 600 000 €. 

In-Kraft-Treten und Außer-Kraft-Treten von Rechtsvorschriften In-Kraft-Treten und Außer-Kraft-Treten von Rechtsvorschriften 
§ 143. (1) bis (58) … § 143. (1) bis (58) … 

(59) § 141b in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/2021 tritt 
mit 1. März 2021 in Kraft. 

Artikel 36 
Änderung des Forschungsförderungsgesellschaftsgesetzes 

Geschäftsbereiche Geschäftsbereiche 
§ 10. (1) Der Geschäftsführung kann im Einvernehmen mit dem Aufsichtsrat 

Geschäftsbereiche (Bereiche) und Beiräte einzurichten. Die Erlassung der Ge-
schäftsordnung bedarf der Zustimmung der Bundesministerin oder des Bundes-
ministers für Verkehr, Innovation und Technologie und der Bundesministerin oder 
des Bundesministers für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort. 

§ 10. (1) Der Geschäftsführung kann im Einvernehmen mit dem Aufsichtsrat 
Geschäftsbereiche (Bereiche) und Beiräte einrichten. Die Erlassung der Ge-
schäftsordnung bedarf der Zustimmung der Bundesministerin oder des Bundes-
ministers für Verkehr, Innovation und Technologie und der Bundesministerin oder 
des Bundesministers für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(2) bis (4) … (2) bis (4) … 

Inkraft- und Außerkrafttreten Inkraft- und Außerkrafttreten 
§ 17. (1) bis (3) ... § 17. (1) bis (3) ... 
(4) § 1 Abs. 1 bis 3, § 3 Abs. 2 Z 2, § 4 Abs. 2, § 5 Z 1, 2 und 5, § 6 Abs. 2, 

§ 7 Abs. 1 und 3, § 8 samt Überschrift, § 10 Abs. 1, 3 und 3a, § 11 Abs. 1 und 5, 
§ 14 Abs. 2, 3 und 5 sowie § 18 Z 3, 4 und 5 in der Fassung der Forschungs-
finanzierungsnovelle 2020, BGBl. I Nr. 75/2020, treten mit 1. Jänner 2021 in 
Kraft. 

(4) § 1 Abs. 1 bis 3, § 3 Abs. 2 Z 2, § 4 Abs. 2, § 5 Z 1, 2 und 5, § 6 Abs. 2, 
§ 7 Abs. 1 und 3, § 8 samt Überschrift, § 10 Abs. 1, 3 und 3a, § 11 Abs. 1 und 5, 
§ 14 Abs. 2 und 3 sowie § 18 Z 3, 4 und 5 in der Fassung der Forschungs-
finanzierungsnovelle 2020, BGBl. I Nr. 75/2020, treten mit 1. Jänner 2021 in 
Kraft. § 14 Abs. 5 in der Fassung des genannten Bundesgesetzes tritt nicht in Kraft. 

 (5) § 10 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/2020 tritt 
mit 1. Jänner 2021 in Kraft. 

Artikel 37 
Änderung des Bundesmuseengesetzes 2002 

§ 5. (1) bis (3) … § 5. (1) bis (3) … 
(4) Der Bund leistet den in § 1 aufgezählten Einrichtungen des Bundes für die 

Aufwendungen, die ihnen in Erfüllung ihres kulturpolitischen Auftrages entstehen, 
ab dem 1. Jänner 2018 eine jährliche Basisabgeltung in Höhe von 112,883 
Millionen Euro. Ergibt sich aus dem Gebarungsvollzug ein vom veranschlagten 
Saldo abweichender Betrag, so ist dieser bei der Basisabgeltung des jeweils 
folgenden Finanzjahres gegenzuverrechnen. Die Aufteilung dieser Mittel auf die 
einzelnen in § 1 aufgezählten Einrichtungen des Bundes obliegt dem 
Bundeskanzler. Er hat hiebei die besondere Zweckbestimmung der einzelnen in § 1 
aufgezählten Einrichtungen des Bundes zu berücksichtigen. Dazu gehören 
insbesondere der Personalbedarf, der Sachbedarf der wissenschaftlichen 
Aktivitäten und der Ausstellungen, die Neuerwerbungen sowie die 
Instandhaltungserfordernisse. 

(4) Der Bund leistet den in § 1 aufgezählten Einrichtungen des Bundes für die 
Aufwendungen, die ihnen in Erfüllung ihres kulturpolitischen Auftrages entstehen, 
ab dem 1. Jänner 2021 eine jährliche Basisabgeltung in Höhe von 114,383 
Millionen Euro. Ergibt sich aus dem Gebarungsvollzug ein vom veranschlagten 
Saldo abweichender Betrag, so ist dieser bei der Basisabgeltung des jeweils 
folgenden Finanzjahres gegenzuverrechnen. Die Aufteilung dieser Mittel auf die 
einzelnen in § 1 aufgezählten Einrichtungen des Bundes obliegt dem 
Bundeskanzler. Er hat hiebei die besondere Zweckbestimmung der einzelnen in § 1 
aufgezählten Einrichtungen des Bundes zu berücksichtigen. Dazu gehören 
insbesondere der Personalbedarf, der Sachbedarf der wissenschaftlichen 
Aktivitäten und der Ausstellungen, die Neuerwerbungen sowie die 
Instandhaltungserfordernisse. 

§ 22. (1) bis (13) … § 22. (1) bis (13) … 
 (14) § 5 Abs. 4 in der Fassung des Budgetbegleitgesetzes 2021, BGBl. I 

Nr. XXX/2020, tritt mit 1. Jänner 2021 in Kraft. 
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6. Abschnitt 
Verkehr 

Artikel 38 
Änderung des Luftfahrtgesetzes 

Übertragung von Zuständigkeiten Übertragung von Zuständigkeiten 
§ 140b. (1) und (2) … § 140b. (1) und (2) … 
(3) Die gemäß Abs. 1 Beauftragten werden ermächtigt, für die Erbringung 

ihrer Leistungen kostendeckende Gebühren vorzuschreiben. Diese Gebühren 
unterliegen der Bewilligung durch den Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie. 

(3) Die gemäß Abs. 1 oder gemäß § 57a Abs. 5 Beauftragten werden 
ermächtigt, für die Erbringung ihrer Leistungen kostendeckende Gebühren 
vorzuschreiben. Diese Gebühren unterliegen der Bewilligung durch den 
Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und 
Technologie. Im Fall der Beauftragung des Österreichischen Aero Club hat der 
Bund einen Kostenersatz zu leisten, soweit durch die vom Österreichischen Aero 
Club vorgeschriebenen Gebühren trotz zweckmäßiger, sparsamer und wirtschaft-
licher Durchführung der übertragenen Aufgaben eine Kostendeckung nicht 
erreicht werden kann. Zu diesem Zweck hat der Bundesminister für Klimaschutz, 
Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Finanzen unter Berücksichtigung der Sparsamkeit, 
Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit mit dem Österreichischen Aero Club einen 
Rahmenvertrag über den Kostenersatz abzuschließen. Dieser Vertrag kann über 
eine mehrjährige Periode abgeschlossen werden. Der Kostenersatz hat aufgrund 
der tatsächlich nicht erzielten Kostendeckung zu erfolgen, wobei die im 
Rahmenvertrag vereinbarte Summe nicht überschritten werden darf 

(3a) bis (6) … (3a) bis (6) … 
In- und Außerkrafttreten In- und Außerkrafttreten 

§ 173. (1) bis (44) … § 173. (1) bis (44) … 
 (45) § 140b Abs. 3 in der Fassung des Budgetbegleitgesetzes 2021, BGBl. I 

Nr. xxx/2020, tritt mit yyy in Kraft. 
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